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Vorwort

Der weltweite Kohlendioxidausstoß und seine Begrenzung sind regelmäßig wiederkehrende Themen

internationaler Klimakonferenzen. Zur Erfüllung globaler Umweltziele ist es zunächst notwendig, auf

einzelstaatlicher Ebene Einsparpotentiale zu identifizieren und realistische Konzepte herauszuarbei-

ten. Die vorliegende Arbeit analysiert die japanische Kohlendioxidpolitik am Beispiel der Elektrizi-

tätswirtschaft, dem größten Einzelemittenten von Kohlendioxid. Neben einer Evaluierung der japani-

schen CO2-Politik auf dem Elektrizitätsmarkt bietet dieser Beitrag auch einen allgemeinen Einblick in

mögliche Strategien und Probleme der Begrenzung des CO2-Ausstoßes.

Der gewählte umweltökonomische Ansatz reflektiert die Tatsache, daß die Durchsetzbarkeit und der

Erfolg eines Konzeptes im wesentlichen von seinen wirtschaftlichen Auswirkungen abhängen. Neben

dem Kosten-Nutzen-Verhältnis stehen hier vor allem die Anreizwirkungen für eine sparsamere Res-

sourcennutzung im Vordergrund der Betrachtung.

Bei ihrer Untersuchung geht Frau Steffen auch auf eine Besonderheit des Beispiels Elektrizitätsmarkt

ein, nämlich die Tatsache daß Kohlendioxid auf der Stufe der Stromerzeugung entsteht. Ein wirksa-

mes Instrumentarium muß daher zweistufig gestaltet sein und sowohl an der Erzeugerseite als auch

an der Verbrauchsseite ansetzen Sie kommt zu dem Schluß, daß das japanische Instrumentarium als

ökonomisch effizient zu bezeichnen ist. Wenngleich ökologisch wirksam, hat die Politik nach Ansicht

der Autorin das Potential bei Emissionssenkungen allerdings noch nicht ausgeschöpft. Vor allem im

Hinblick auf das auch in anderen Ländern akute Problem, daß die Deregulierung auf dem Elektrizi-

tätsmarkt zu sinkenden Preisen führen wird und somit die Anreize zu Verbrauchseinschränkungen

senkt, hält sie eine CO2-Steuer bzw. die Einführung eines absoluten Emissionsgrenzwertes als kom-

plementäre Maßnahme für sinnvoll.

Die Arbeit ist die gekürzte Fassung einer ostasienwissenschaftlichen Diplomarbeit, die Frau Susanne

Steffen am Fachbereich der Gerhard-Mercator-Universtität eingereicht hat. Die Arbeit wurde vom

Unterzeichnenden unter Mitwirkung von Frau Diplomvolkswirtin Sonja Förster betreut.

Duisburg, im September 1999   Prof. Dr. Werner Pascha
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Der Einsatz der Umweltpolitik
in der japanischen Elektrizitätswirtschaft

Von Susanne Steffen

„Just as the economic miracles of the 20th century were
powered by fossil fuels, the 21st century may be marked by
an equally dramatic move away from those fuels - and the
environmental havoc they have wrought. The result may be
nothing less than an energy revolution.“

Flavin, C. (27.10.1997), S. 46.

1 Einleitung

Weltweit befindet sich die Elektrizitätswirtschaft seit Beginn der 90er Jahre im Umbruch - zum einen

durch den Einsatz neuer Technologien in der Elektrizitätserzeugung und zum anderen durch die Än-

derung der staatlichen Regulierungsformen.1 Gleichzeitig wächst die Bedeutung der Bekämpfung der

globalen Erwärmung in der internationalen Umweltpolitik, so daß auch die umweltpolitische Steue-

rung der Elektrizitätswirtschaft, die mit ihren Kohlendioxid- (CO2) Emissionen als größter einzelner

Verursacher des klimaverändernden Treibhauseffektes gilt,2 eine neue Dimension erhält. Mit der

Verpflichtung der Industrieländer, als Ergebnis der Klimakonferenz der Vereinten Nationen im De-

zember 1997 ihre Treibhausgase zwischen 2008 und 2012 um durchschnittlich 5,2% zu senken, wer-

den neue Möglichkeiten für eine Umorientierung der weltweiten Energiepolitik erwartet.3 Angesichts

der Stellung Japans als weltweit viertgrößter4 Emittent von Kohlendioxid rückt der japanische um-

weltpolitische Ansatz zur Senkung der CO2-Emissionen zunehmend in den Mittelpunkt des interna-

tionalen Interesses,5 und somit auch die japanische Elektrizitätswirtschaft und die politische Steue-

rung ihrer Umweltnutzung.

                                                       
1 Vgl.: OECD/ IEA (1996), S. 3. und Sakuta, M. (1995), S. 70f.
2 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 96.
3 Vgl.: o.V. (12.12.1997), S.7. Allerdings soll das Abkommen erst 1998 ratifiziert werden.
4 Vgl.: Ishi, H. (1995a), S. 3. Die Berechnungen basieren auf dem absoluten Emissionsniveau, so daß Unterschiede

in der Größe der Volkswirtschaften nicht beachtet werden. Demnach steht Japan mit 4,8% der weltweiten CO2-
Emissionen im Jahr 1991 hinter den USA, der ehemaligen Sowjetunion und China.

5 Vgl.: Ishi, H. (1995a), S. 3.
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Die vorliegende Arbeit untersucht den umweltpolitischen Lösungsansatz Japans zur Senkung der

CO2-Emissionen in der Elektrizitätswirtschaft, die für rund ein Drittel der nationalen CO2-

Emissionen6 verantwortlich ist. Da die Nachfrageseite des Elektrizitätsmarktes prinzipiell alle volks-

wirtschaftlichen Sektoren und einen Großteil der Wirtschaftssubjekte umfaßt, können sektorale um-

weltpolitische Maßnahmen zur Steuerung der Elektrizitätswirtschaft indirekt zur umweltpolitischen

Steuerung großer Teile der gesamten Volkswirtschaft genutzt werden.

Ziel der Analyse ist es, die Wirkungsweise des japanischen Ansatzes aufzuzeigen und die Rolle der

Elektrizitätswirtschaft für die umweltpolitische Zielerreichung herauszustellen. Anhand eines an den

umweltökonomischen Effektivitäts- und Effizienzmaßstäben ausgerichteten qualitativen Kriterienka-

taloges sollen die Wechselwirkungen zwischen dem eingesetzten umweltpolitischen Instrumentarium

und der Struktur des Elektrizitätsmarktes untersucht werden. Zudem sollen die Faktoren, die zur

Erreichung des umweltpolitischen Ziels beigetragen, bzw. der Zielerreichung entgegengewirkt haben,

hergeleitet werden. Die Arbeit soll zeigen, daß die Struktur sowohl der Konsum- als auch der Erzeu-

gungsseite des japanischen Elektrizitätsmarktes die Wirkung des umweltpolitischen Instrumentariums

unterstützt.

In einem ersten Schritt soll ein kurzer Überblick über die theoretischen Konzepte gegeben werden,

auf denen die in dieser Arbeit verwendeten umweltökonomischen Kriterien aufbauen. Es werden die

theoretischen Probleme bei der Bestimmung der optimalen Höhe des CO2-Reduktionszieles und der

Festlegung einer umweltpolitischen Strategie dargestellt. Als Zwischenergebnis der theoretischen

Analyse soll ein umweltökonomischer Kritertienkatalog zur Bewertung des CO2-politischen Instru-

mentariums erarbeitet werden, der den umweltrelevanten Besonderheiten des Elektrizitätsmarktes

gerecht wird.

Im nächsten Schritt soll die Wirkung des CO2-politischen Instrumentariums auf dem japanischen

Elektrizitätsmarkt anhand des aufgestellten Kriterienkataloges untersucht werden. Zunächst wird die

Konzeption der nationalen CO2-Politik dargestellt, um die Beziehungen zwischen den einzelnen um-

weltpolitischen Akteuren und die Bedeutung des Elektrizitätsmarktes für die japanische Umweltpoli-

tik herauszustellen. Anschließend werden die Instrumente der konsumseitigen und der erzeugungs-

seitigen Energiesparpolitik und ihre Wirkungsweise auf dem japanischen Elektrizitätsmarkt anhand

des aufgestellten Kriterienkataloges untersucht und Rückschlüsse auf den Beitrag der einzelnen um-

weltpolitischen Akteure zu ihrer Zielerreichung gezogen.

                                                       
6 Vgl.: Denkijigyôrengôkai (1997c), S. 8.



7

2 Theoretische Grundlagen der umweltökonomischen Analyse des Elektrizi-
tätsmarktes

Ziel der theoretischen Analyse ist es, einen Kriterienkatalog zu entwickeln, anhand dessen die Aus-

wirkungen des Einsatzes der Umweltpolitik auf dem japanischen Elektrizitätsmarkt systematisiert

und letztlich tendenziell beurteilt werden können. Es müssen die Ziele und die Akteure, also der ord-

nungspolitische Rahmen der Umweltpolitik, festgelegt werden. Dieser soll aus den beiden für die

praktische Umweltpolitik relevanten Konzepten der Neoklassik und der ökologischen Ökonomie

abgeleitet werden. Auf dieser Grundlage sollen die Instrumente der Umweltpolitik, die an der Um-

weltnutzung auf dem Elektrizitätsmarkt ansetzen, vorgestellt und auf ihren theoretischen Beitrag zur

Zielerreichung untersucht werden.

2.1 Nutzung des Gutes Umwelt auf dem Elektrizitätsmarkt

Um ein Versagen des Marktes als paretooptimalen7 Allokationsmechanismus für das Gut Umwelt auf

dem Elektrizitätsmarkt nachzuweisen, was den Einsatz des staatlichen umweltpolitischen Instrumen-

tariums rechtfertigen würde, müssen die Umweltbelastungen8 des Gutes Elektrizität bekannt sein. In

diesem Punkt nimmt die Elektrizität als sekundärer Energieträger9 eine Sonderrolle innerhalb der

Energieträger ein, da Umweltbelastungen nur auf der Stufe der Erzeugung (also der Angebotsseite

des Elektrizitätsmarktes10), nicht aber auf der Stufe des Konsums (also der Nachfrageseite) entste-

hen.11 Wird nur die Konsumstufe betrachtet, d.h. wird Elektrizität in Konkurrenz zu anderen meist

fossilen Endenergieträgern12 auf den Energiedienstleistungs- bzw. Anwendungsmärkten13 gesehen, so

ist sie der einzige emissionsfreie14 Energieträger. Dies impliziert eine ambivalente Beurteilung der

Elektrizität in der umweltökonomischen Diskussion, wobei die Gesamtbeurteilung der Umweltwir-

                                                       
7 Vgl.: Brümmerhoff, D. (1986), S. 74. Und Söllner, F. (1996), S. 41. Eine paretooptimale Allokation liegt vor,

wenn auf der Basis der Ausgangsverteilung der Umweltgüter und der umweltnutzenden privaten Güter das Nut-
zenniveau keines Individuums mehr zu steigern ist, ohne das Nutzenniveau eines anderen zu senken.

8 Unter Umweltbelastung sei im folgenden eine „Erhöhung der betrieblichen Nachfrage nach dem Gut ‘Umwelt‘ “
verstanden. Entsprechend sei ein Umweltbeitrag als Nachfrageverringerung des Gutes Umwelt definiert. Schi-
weck, R. (1993), S. 87.

9 Sekundärenergieträger werden durch einen oder mehrere technische Umwandlungsprozesse aus Primärenergie-
trägern gewonnen. Vgl.: Nosko, H. (1986), S. 7.

10 Die Angebotsseite des Elektrizitätsmarktes wird in die drei Teilmärkte Erzeugung, Transport und Distribution
aufgeteilt. Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 24.

11 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 95.
12 Endenergieträger seien im folgenden definiert als Energieträger, die nach Durchlaufen des Umwandlungssektors

dem Endnutzer für energetische Zwecke zugeführt werden. Vgl.: Erdmann, G. (1992), S. 203.
13 Die Energiedienstleistungsmärkte umfassen die Anwendungsmärkte für Licht, kinetische Energie und Wärme. 

Vgl. Kristof, K. (1992), S. 54.
14 Zu den weiteren technischen Vorzügen der Elektrizität gegenüber fossilen Energieträgern siehe: Erdmann, G.

(1992), S. 144ff.
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seitig determ nierten Umweltbeiträgen abhängt.

i
stungsmärkten

l

lung,  so daß davon ausgegangen werden kann, daß bei der Allokation der verschiedenen Endene -

m

welt)-kosten keine Substitutionsprozesse zwischen den Energieträgern zur Folge haben würden. S -
16

Markt für kinetische Energie ist die Marktmacht der Elektrizität jedoch weit weniger deutlich ausg -
17 i

se konnte sich die elektrische Energie bisher noch nicht durchsetzen, doch kann man auf diesem
18

Segmenten des Wärmemarktes dar: Sowohl auf den Prozeßwärmemärkten  als auch auf dem

Elektrizität, doch sind die elektrischen Alternativen nicht immer wettbewerbsfähig. Konsumseitig

zugunsten einer Marktanteilsste gerung der elektrischen Energie.

führt, hängt nicht zuletzt von von der thermischen Verlustrate, d.h. der Höhe der Abfallenergie,  auf

eine Funktion des technischen Wirkungsgrades der eingesetzten Energiewandler, also abhängig von

t

                              
15 Vgl.: Kristof, K. (1992), S. 54.

 omischen Sinne liegt ein Marktversagen vor, wenn aus Sicht des

dennoch als gesellschaftliche Kosten vorhanden sind. Würden also die bei der Nutzung von Gaslampen entst -

zu niedr gen Preis. D.h., die Umweltkosten wären in diesem Fall nicht internalisiert.
 ergie wird die Nutzung als „Kraft“ verstanden.
  

einer neuen Generation Elektroautos auf den japanischen Markt gegangen. 1997 folgte Nissan mit einem weit -
o

19 Vgl.: Kristof, K. (1992), S. 55f.
 e

versibler Prozeß, bei dem gemäß den Gesetzen der Thermodynamik freie Energie in einen gebundenen, nicht
r
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werksebene im Einflußbereich der Elektrizitätserzeugung liegen, als auch für die Umwandlung in

Nutzenergie21, welche durch die technische Gestaltung der Endnutzergeräte beeinflußt wird und da-

her meist in nachgelagerten Industriesektoren vorgenommen wird. Dies impliziert, daß umweltpoliti-

sche Eingriffe des Staates in die Energiedienstleistungsmärkte nicht allein auf Maßnahmen in den

Energieerzeugungsindustrien beschränkt sein können. Vielmehr ergibt sich die Notwendigkeit einer

gleichzeitigen umweltpolitischen Steuerung des Endnutzergerätemarktes, um die Umweltbeiträge der

einzelnen Energieträger zu realisieren.

2.1.2 Umweltnutzung der Elektrizität in unterschiedlichen Erzeugungssystemen

Der geringen Nutzung des Gutes Umwelt auf der Konsumseite steht eine Umweltbelastung auf der

Erzeugungsseite der Elektrizität gegenüber. Die Wahl der Energieträger und der Erzeugungstech-

nologie, also die Höhe der Umweltnutzung durch Emissionen, ist jedoch zu einem Großteil abhängig

von der Organisation des Elektrizitätsversorgungssystems22. Grundsätzlich lassen sich zentrale und

dezentrale Systeme der Elektriztätsversorgung unterscheiden. Beide Systemalternativen müssen die

technischen Besonderheiten des Gutes Elektrizität, nämlich die mangelnde Speicherbarkeit und die

Leitungsgebundenheit,23 als Nebenbedingung für ihre Zielfunktion der effizienten Elektrizitätsversor-

gung beachten. Diese technischen Spezifika implizieren eine direkte Kopplung der Erzeugung an die

Nachfrage, so daß die Erzeugungskapazitäten innerhalb des Systems an den Nachfragespitzen orien-

tiert sein müssen, was zwangsläufig zu einer zeitweisen Unterauslastung des Kraftwerkparks24 führt.

Zentral organisierte Elektrizitätsversorgungssysteme nutzen das Transport- bzw. Verbundnetz, um

eine kosteneffiziente Elektrizitätsversorgung mit relativ wenigen, großen Kraftwerken zu gewährlei-

sten. Für die Nutzung des Gutes Umwelt bei der Elektrizitätserzeugung bedeutet diese großtechni-

sche Lösung eine Beschränkung im wesentlichen auf die mit hohen Umweltbelastungen verbundenen

fossilen Brennstoffe sowie die relativ emissionsarme Kernenergie. Außerdem führt der Transport

                                                                                                                                                                                       
fügung und wird in der Thermodynamik als Entropie bezeichnet. Eine Erscheinungsform der Entropie, also des
Energieverlustes, ist die Abwärme, welche auch als Abfallenergie bezeichnet wird.

21 Unter Nutzenergie seien die Energieformen verstanden, die die jeweilige Energiedienstleistung ausmachen:
Kraft, Wärme, Licht, Schall. Vgl.: Nosko, H. (1986), S. 8. Die Umwandlungsverluste bei der Elektrizitätserzeu-
gung betragen je nach Technologie zwischen 20 und 70%. Vgl.: Erdmann, G. (1992), S. 147.

22 Vgl.: OECD (1991), S. 47.
23 Vgl.: Hasse, D. (1994), S. 4. Technisch ist die Speicherung elektrischer Energie zwar möglich, doch ist dies nur

in Ausnahmefällen ökonomisch sinnvoll.
24 Je nach durchschnittlichem Auslastungsgrad wird ein Kraftwerk als Grund-, Mittel-, oder Spitzenlastkraftwerk

bezeichnet. Vgl.: Erdmann, G. (1992), S. 151.



elektrischer Energie über weite Strecken zu Energieverlusten und somit zu einer höheren Umwel -
25

vielen kleinen, verbrauchsnah lokalisierten Kraftwerken. So wird das Transportnetz weniger bea -

emissionsarmen regenerativen Energieträgern beruhende und mit einem hohen technischen Wi -
26

werden.  Tendenziell führt die dezentrale Elektrizitätsversorgung auf dem gegenwärtigen Stand der

e

ren Umweltnutzungen als zentrale Systeme.  Allerdings ist die Internalisierung externer Umweltk -

e

men umweltpolitische Maßnahmen seitens des Staates nötig sind.

2.2 Umweltökonomische Konzepte zur Internalisierung der elektrizitätsbedingten Umweltk -

Im folgenden soll geklärt werden, ob und unter welchen umweltpolitischen Rahmenbedingungen eine

wie dieser Erfolg zu messen ist. Zu diesem Zweck sollen zunächst die grundlegenden Ziele der U -

i

dungssystem ermöglicht werden, welche die Kompetenzen der umweltpolitischen Steuerung und

n

2.2.1 Mikroökonomische Betrachtung der Umweltnutzung auf dem Elektrizitätsmarkt: Ne -
s

Anhand des neoklassischen Ansatzes werden die umweltpolitischen Rahmenbedingungen aufgestellt,

Dieser Prozeß der Internalisierung der Umweltkosten soll für die Elektrizitätsindustrie nachvollzogen

                              
25 Vgl.: Jarass, L. (1989), S. 138ff.

 ologien basieren auf der aufeinanderfolgenden Nutzung von Elektrizität und (Ab)-Wärme,

Nutzung von Elektrizität steigt. Vgl.: Shanker, H. M. (1992), S. 51.
 

Technologien zu einer zunehmenden Dezentralisierungstendenz. Vgl. beispielsweise für die USA: Devine, M. D.

28 Die Beziehung zwischen zentralem und dezentralem System ist solange komplementär, wie das dezentrale S -
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2.2.1.1 Festlegung des Mengenziels

Die Bewertung des Erfolges der Umweltpolitik hängt wesentlich von dem Niveau ab, bis zu welchem

eine Internalisierung der Umweltkosten, also eine Angleichung privater und gesellschaftlicher Ko-

sten, als sinnvoll erachtet wird. Im Falle des CO2- Problems ist eine Nivellierung der Emissionen auf

ein umweltunschädliches Maß und, damit verbunden die Monetarisierung des Nutzenentganges

durch Klimaschäden, nach derzeitigem Erkenntnisstand nicht möglich, da nicht bekannt ist, bis zu

welcher Immissionshöhe30 die Stabilität des Klimas aufrechterhalten werden kann.31 Auch die um-

weltökonomische Diskussion hat sich wegen mangelnder Information über reale Schadens- und

Vermeidungskostenverläufe von dem Ziel einer optimalen Internalisierung der Umweltkosten abge-

wandt. Vielmehr hat mit dem Standard-Preis-Ansatz von Baumol und Oates ein Paradigmenwechsel

stattgefunden, der lediglich die (kosten)-effiziente Internalisierung einer (gemessen an dem Pareto-

kriterium) willkürlich definierten, meist unter den tatsächlichen gesellschaftlichen Kosten liegenden

Höhe von Umweltkosten propagiert.32 Dieser „zweitbeste“33 Ansatz soll für die Erfolgsanalyse des

japanischen Elektrizitätsversorgungssystems angenommen werden. Dies impliziert, daß das japani-

sche CO2-Ziel zwar möglicherweise auf der Ebene der internationalen CO2-Schadenskosten-

Internalisierung als paretosuboptimal bezeichnet werden kann (wie auch das Ziel der Klimakonventi-

on der Vereinten Nationen), aber dennoch als Maßstab für die Erfolgsbewertung der umweltpoliti-

schen Maßnahmen auf dem Elektrizitätsmarkt dienen kann.

2.2.1.2 Festlegung der Träger der Internalisierungskosten

Neben der Festlegung des Mengenziels muß als zweite grundlegende umweltpolitische Entscheidung

auf strategischer Ebene die Festlegung der Träger der Internalisierungskosten erfolgen. Während das

Gemeinlastprinzip34 die Kostenanlastung im staatlichen Haushalt vorsieht, ist das Verursacherprin-

zip35 implizit in der Pigou-Steuer formuliert, welche die Umweltnutzung mittels eines (gemessen an

den Grenzvermeidungs- bzw. Grenzschadenskostenverläufen) optimal hohen Steuersatzes vollstän-

                                                                                                                                                                                       
29 Vgl.: Pfaffenberger, W. (1994), S. 11.
30 Unter „Immission“ ist die Konzentration der Schadstoffe in den Umweltmedien zu verstehen, während „Emissi-

on“ den Ausstoß von Schadstoffen durch einen Umweltnutzer beschreibt. Vgl.: Siebert, H. (1978), S. 11f.
31 Vgl.: Maier-Rigaud, G. (1994), S. 80. und Cansier, D. (1991), S. 8. Außerdem muß beachtet werden, daß die

Klimaveränderung ein globales Umweltproblem ist, das nicht auf nationaler, sondern nur auf internationaler
Ebene gelöst werden kann.

32 Vgl.: Gawel, E. (1994), S. 38f. und Baumol, W. J./ Oates, W. E. (1988), S. 164.
33 Vgl.: Baumol, W. J./ Oates, W. E. (1988), S. 68. und Brümmerhoff, D. (1986), S. 92.
34 Vgl.: Wicke, L. (1991), S. 146.
35 Das Verursacherprinzip besagt, daß „Umweltbelastungen, die aus der Produktion und dem Konsum von Gütern

und Dienstleistungen resultieren, dem jeweiligen Verursacher in Rechnung gestellt werden sollen.“ Heister, J. et
al. (1990), S. 36.



dig in die Gesamtkostenfunktion der Verursacher integriert.  Gemäß dem Verursacherprinzip muß

Energiedienstleistungen ansetzen, welche aus Energie- und Kapitalkostenanteilen  bestehen. Auf der

l

kosten gemäß dem Verursacherprinzip neu bepreist werden.

Kurzfristig, also bei gegebener Betriebsgröße, sind auf der Erzeugungsseite lediglich die Brennstof -

2

somit den niedrigsten Brennstoffkosten in der Reihenfolge der Kapazitätsauslastung (merit order)
39

2

Emissionen akkumulieren, also der Einfluß auf das zukünftige Klima größer ist als die gegenwärtige
40 41

von Neu- und Ersatzinvestitionen internalisiert werden. Allerdings ist die Festlegung der Höhe einer

m

menhang zwischen Technologie und Schadstoffemissionen nicht wie bei den Brennstoffkosten linear
42

2 o

gien anfallen, müssen auch die thermischen Verlustraten berücksichtigt werden.

Eine langfristig effiziente Internalisierung von Umweltnutzungskosten in einem variablen Technol -
44

für die umweltpolitischen Implikationen ist dabei, wie hoch die Kosten der verschiedenen Investit -
45 t

schaftssubjekte den gegenwärtigen Nutzen zukünftigem Nutzen vorziehen und daher die Kosten für
46 47

                              
36 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 36. und Horbach, J. (1992), S. 28. i

sierte Verhandlungs- d.h. Marktlösung zwischen den verschiedenen Umweltnutzern auf einer Erweiterung des
r

Instrumente werden im folgernden nicht behandelt, da sie auf nationaler Ebene im Rahmen der CO -Politik ke -
n

37 Vgl.: Hasse, D. (1994), S. 184.
 

39 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 65.
 

41 Vgl.: Heister, J. et al
zukünftige Umweltrisiken einzudämmen.

 
Schadstoffausstiß verbunden ist.

 
44 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 65ff.

 
46 Vgl.: Söllner, F. (1996), S. 42. und Endres, A. (1993), S. 28f.
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unter wohlfahrtsmaximierenden Bedingungen eine Ressourcenallokation zugunsten gegenwärtiger

Nutzenströme.48

Dies impliziert, daß bis zu einem gewissen Grad Investitionen mit einem relativ geringen Kapitalan-

teil, aber dafür höheren CO2-Emissionen den kapitalintensiven, energieschonenden Investitionen vor-

gezogen werden, da der Gegenwartswert des gesparten Kapitals höher ist, als der Wert eines stabilen

zukünftigen Klimas. Allerdings steigt der Wert eines stabilen Klimas mit der Akkumulation von

Treibhausgasen (d.h. mit zunehmender Verknappung des stabilen Klimas)49. Somit werden langfristig

kapitalintensive Investitionen relativ günstiger und führen tendenziell zu einer Substitution von Ener-

gie (in Form des eingesetzten Brennstoffs) durch Kapital.50 Da dieses Modell formal eine unendliche

Substitutionselastizität zwischen Energie und Kapital unterstellt, so daß bei einem unendlich hohen

Preis die gesamte Energie durch Kapital substituiert werden könnte, wird diesem Mechanismus

langfristig durch die Einbeziehung des technischen Fortschritts die Entwicklung einer Backstop-

Technologie, eines perfekten Brennstoffsubstitutes ohne Emissionen51 oder einer CO2-

Rückhaltetechnologie52, zum Endpunkt gesetzt.53 Dies impliziert, daß in Abwesenheit einer Back-

stop-Technologie das Energiesparen, also die Substitution von Brennstoff durch Kapital, die einzige

Strategie zur CO2-Vermeidung auf dem Elektrizitätsmarkt ist und somit ein Schnittpunkt zwischen

umwelt- und energiepolitischem54 Kompetenzbereich entsteht.55

2.2.2 Makroökonomische Betrachtung des Umweltproblems: Ökologische Ökonomie

Aus der Kritik an dem bis zur Entwicklung einer Backstop-Technologie optimistischen Wachs-

tumsmodell, welches die Deponieaufnahmefähigkeit des Ökosystems unendlich setzt,56 ist die auf

evolutorisch-thermodynamischen Annahmen beruhende ökologische Ökonomie (Ecological Econo-

mics) entstanden.57 Sie versteht sich als ethisch-normativer Überbau der neoklassischen Internalisie-

                                                                                                                                                                                       
47 Vgl.: Endres, A. (1993), S. 25ff. und Söllner, F. (1996), S. 44.
48 Im folgenden werden ressourcenökonomische Konzepte zugrunde gelegt, doch erfolgt die Argumentation über

den Schadstoffausstoß, was aufgrund der methodischen Übereinstimmung legitim ist und es für die Untersu-
chung der Stromwirtschaft sinnvoll erscheint, da die intertemporale CO2-Allokation auf dem Elektrizitätsmarkt
im wesentlichen abhängig von der Brennstoffwahl ist.

49 Vgl.: Söllner, F. (1996), S. 43.
50 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 70. und Yoda, S. et al. (1994), S. 34f.
51 Vgl.: Söllner, F. (1996), S. 49.
52 Vgl.: Carle, R./ Moynet, G. (1994), S. 120.
53 Vgl.: Endres, A. (1993), S. 60ff.
54 Energiepolitik sei im folgenden als die „Gesamtheit aller Maßnahmen, mit denen der Staat auf die Energiewirt-

schaft insgesamt wie auf die einzelnen Teilmärkte Einfluß nimmt“ definiert. Schmitt, D./ Schürmann, H. J.
(1994), S. 548.

55 Vgl.: Fukasaku, Y. (1995), S. 1063.
56 Vgl.: Daly, H.E. (1992), S. 187.
57 Vgl.: Söllner, F. (1996), S. 57f. und S. 182.
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rungslösung auf der makroökonomischen Ebene, mit dem Ziel, der Umweltnutzung des ökonomi-

schen Systems eine absolute Grenze zu setzen. Unter dem Stichwort „sustainable development“58 ist

dieses Konzept in die internationale Umweltpolitik59 eingegangen und findet seinen Niederschlag

auch in Japans neuem Umweltrahmengesetz60. Somit ist eine Beurteilung der umweltpolitischen

Maßnahmen auf dem japanischen Elektrizitätsmarkt unter Berücksichtigung dieses an absoluten

Grenzwerten meßbaren staatlichen Internalisierungsziels gerechtfertigt.

Die Forderung der Aufrechterhaltung des ökologischen Kapitalstocks61 soll langfristig zu einer Ent-

kopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltnutzung führen.62 So wird zwar die Möglichkeit der

Entwicklung einer Backstop-Technologie nicht generell in Frage gestellt, aber an den rechtzeitigen

Knappheitssignalen des Marktes gezweifelt.63 Dies impliziert je nach Höhe des Grenzwertes einen

stärkeren Einsatz staatlicher Eingriffe durch umweltpolitische Maßnahmen als der neoklassische An-

satz fordert.

Mit der Setzung eines absoluten Grenzwertes als Rahmen für die staatliche Korrektur der Marktallo-

kation im Sinne des Verursacher- oder Gemeinlastprinzips und des Vorsorgeprinzips ist die Zielebe-

ne der Umweltpolitik formuliert.

2.3 Umweltpolitische Instrumente auf dem Elektrizitätsmarkt

Im folgenden sollen die theoretische Wirkungsweise der umweltpolitischen Instrumente, die die

staatlichen Akteure zur Erreichung des zuvor festgelegten Umweltqualitätsziels einsetzen, und die in

der internationalen umweltökonomischen Diskussion verwendeten Kriterien zu ihrer Bewertung dar-

gestellt werden.

Grundsätzlich lassen sich ordnungsrechtliche (command and control) von ökonomischen (market

based) Instrumenten unterscheiden.64 Beide Instrumentalalternativen sind zunächst zur Lösung indu-

                                                       
58 Vgl.: Binswanger, M. (1995), S. 1f. Die konkreten Inhalte, die der Begriff der „nachhaltigen Entwicklung“ (su-

stainable development) umfaßt, sind jedoch nicht eindeutig definiert, so daß sich ein weites Spektrum an Zielvor-
stellungen und Instrumentalstrategien gibt.

59 Vgl.: United Nations Framework Convention (1992), Artikel 3, Absatz 4, zitiert nach: OECD/ IEA (1992),
157ff.

60 Vgl.: Kankyô Kihonhô (Umweltbasisgesetz von 1993), Artikel 4, zitiert nach: Kankyôchô (1995), S. 146ff.
61 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 60f.
62 Vgl.: Binswanger, M. (1995), S. 4.
63 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 59. und Löhr, D. (1997), S. 21. Einige Vertreter der ökologischen Ökonomie negie-

ren sogar die Existenz einer Backstop-Technologie.
64 Vgl.: O´Connor, D. (1994), S. 33. und Cansier, D. (1993), S.133. In dieser Arbeit werden die Instrumente des

Umwelthaftungsrechts nicht behandelt, da sie im Fall der CO2- Politik keine Anwendung finden.
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striesektorenübergreifender medialer Umweltprobleme65 entwickelt worden, so daß die einzelnen

Instrumente in der vorliegenden Arbeit in zweierlei Hinsicht konkretisiert werden müssen: Zum ei-

nem muß das Klima-Problem adressiert werden, und gleichzeitig muß das Spektrum der Anwen-

dungsmöglichkeiten jedes Instrumentes auf dem Elektrizitätsmarkt dargestellt werden.

2.3.1 Ordnungsrechtliche Instrumente der Umweltpolitik

Ordnungsrechtliche Auflagen können als rechtsverbindliche Ge- bzw. Verbote angewandt werden.

Angesichts einer mangelnden CO2-Backstop-Technologie haben sich Verbote als Instrument selbst

einer vorsorgenden CO2-Politik nicht durchgesetzt. Dagegen werden Gebote (Auflagen) in Form von

absoluten bzw. prozentualen Grenzwerten gesetzt.66 Sie bestimmen die zu vermeidende Emissions-

menge, beachten aber die Restemissionen nicht.67 D.h., innerhalb der zulässigen Emissionsmenge

werden die Umweltkosten nicht internalisiert, so daß der Preis für diese umweltnutzenden Güter zu

niedrig ist. Somit gibt es keinen Anreiz zu freiwilligen Substitutionen zugunsten umweltschonender

Güter.

Sowohl auf der Konsum- als auch auf der Erzeugungsseite des Elektrizitätsmarktes soll die Strategie

der verursachergerechten Energieeinsparung operationalisiert werden.68 Die konsumseitige Aufla-

genpolitik auf dem Elektrizitätsmarkt beruht auf Produktstandards, also rechtsverbindlichen Energie-

verbrauchsnormen für Endnutzergeräte. Zusätzlich können auch Auflagen zur Preissetzung der

Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) umweltpolitisch ausgerichtet werden. In erster Linie

werden jedoch staatliche Regulierungen der Endabnehmer (d.h. Elektrizitätseinzelhandels-) Preise

mit der Gefahr der Ausnutzung der Monopolstellung der EVU begründet.69 Ziel der Preisregulierung

müßte dann die (erzeugungs- und umwelt-) kostenminimale Bereitstellung des Gutes Elektrizität

sein.70 Allokationstheoretisch gilt die Tarifierung gemäß den langfristigen Grenzkosten71 in Spitzen-

lastzeiten und gemäß den kurzfristigen Grenzkosten in Schwachlastzeiten sowohl wettbewerbspoli-

tisch als auch umweltpolitisch als optimale Problemlösung, da auf diese Weise ein höherer Konsum

                                                       
65 Vgl.: Gawel, E. (1994), S. 52. Erst in jüngerer Zeit werden in der umweltökonomischen Analyse ökologische

Problemfelder wie der Klimaschutz etc. gesondert behandelt. Ebenso sind sektorale Analysen ein neues Feld
umweltökonomischer Theorie.

66 Vgl. zu der Kategorisierung der Instrumente: Cansier, D. (1993), S. 133ff.
67 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 211.
68 Vgl.: Jarass, L. (1989), S. 145.
69 Vgl. zur Preisregulierung: OECD/ IEA (1991), S. 19f.
70 Vgl.: Jarass, L. (1989), S. 145.
71 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 139f. Diese Methode berücksichtigt neben den variablen Kosten auch Kapitalinve-

stitionskosten, sofern sie zur Erstellung der nachgefragten Leistung benötigt werden.
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Kapitalkosten auch mit einem entsprechend höheren Preis für die Umwelt(end)nutzer72 73

Als weiteres Instrument auf der Konsumseite steht dem Staat die Verpflichtung der Elektrizitätsind -

strie zum DSM (Demand-Side-Management)  offen, also die Verpflichtung zum Einsatz betriebli

cher Informations-, Preis- und Dienstleistungsdifferenzierungs-Instrumente zur Steuerung der Nach

frage im Sinne einer Emissionssenkung durch Energieeinsparung.75

letztlich zu einer Senkung der Elektrizitätsnachfrage und somit zu sinkenden Einnahmen führt, brau

chen gewinnmaximierende EVU meist entweder eine staatliche Verpflichtung oder kompensatorische

finanzielle Anreize.

Auf der Erzeugungsseite des Elektrizitätsmarktes nutzt die umweltpolitische Regulierung technische,

also letztlich mengenmäßige Effizienzvorschriften bis hin zur Vorschrift der Nutzung einer einzigen
77 Allerdings wird so nur der vermiedene Teil der CO -Emissionen internali

siert, der entweder durch preisbedingte Nachfrageverringerung oder durch kostenbedingte Umstel

lung auf energieeffiziente Erzeugungssysteme und somit verringerten Brennstoffeinsatz eingespart

wird. Die tatsächlich bei der Elektrizitätserzeugung entstehenden Restemissionen werden aber auf
78

In jüngerer Zeit wird auch die Deregulierung  des Elektrizitätsmarktes als umweltpolitisches In

strument diskutiert,80 a-
81 Die Deregulierung, also die Entmonopolisierung des Elektrizität -

marktes, ist zunächst wettbewerbspolitisch motiviert, jedoch kann sie zu einem ordnungsrechtlichen

                         
72 Vgl.: Erdmann, G. (1992), S. 153ff. Als Problem wird hier die Kostendegression für den Kunden bei steigender

Nachfragemenge gesehen.
 Vgl.: OECD/ IEA (1991), S. 23ff. und Fisher, A. C./ Rot

74 a-

75 ddiqi, R. (1993), S. 2f.
76 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 120ff. und Erdmann, G. (1992), S. 151. Sofern diese Maßnahmen zu einer zeitli

chen Gleichverteilung der Nachfrage führen, können sie auch eine bessere Auslastung des Kraftwerkparks be
wirken und letztlich zu einer steigenden Produktionseffizienz und unter Umständen auch zu einer verbesserten
Finanzsituation der EVU führen.

 Vgl.: Cansier, D. (1991), S. 61.
 Vgl.: OECD/ IEA (1991), S. 23ff. und Fisher, A. C./ Rothkopf, M. H. (1989), S. 401.
 Im fo

der umweltpolitischen Zielerreichungsstrategie zählen können. Allerdings gehört der Einsatz der Deregulie
rungsin

80 
OECD (1991), S. 115. und Anderson, D. (1993), S. 313.
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Instrument der Umweltpolitik werden, wenn der Markteintritt unabhängiger Stromerzeuger (Inde-

pendent Power Producers; IPP) und Eigenerzeuger82 zu einer Verbesserung der Wettbewerbspositi-

on energieeffizienter Technologien führt.83 Dieser umweltpolitischen Deregulierungsforderung84 un-

terliegt die Annahme, daß mit der Entwicklung dezentraler Erzeugungstechnologien die technisch

effiziente Mindestgröße eines Kraftwerkes abgenommen hat und somit auch die Skalenökonomien

vieler Monopolanbieter an Bedeutung verlieren, so daß eine tendenziell umweltschonende dezentrale

Organisationsform der Elektrizitätsversorgung möglich wird.85 Damit die IPP sich für eine umwelt-

freundliche Technologie entscheiden, bedarf es zudem einer staatlich kontrollierten Einspeisevergü-

tung für IPP, welche die mit umweltschonenden Technologien erzeugte Elektrizität so hoch vergütet,

daß eventuell höhere Kapitalkosten gedeckt sind.86

2.3.2 Ökonomische Instrumente der Umweltpolitik

Im Gegensatz zu den ordnungsrechtlichen Instrumenten basieren die ökonomischen Instrumente der

verursachergerechten Umweltpolitik auf der Motivation einer freiwilligen Verhaltensänderung.87 Es

werden sowohl die durch Vermeidungsaktivitäten internalisierten Emissionen als auch die Restemis-

sionen berücksichtigt.88 Zu diesem Zweck werden meist finanzielle Anreiz- bzw. Sanktionsmecha-

nismen, wie Abgaben und handelbare Emissionsrechte eingesetzt, aber auch Überzeugungsistrumente

(moral suasion) wie Branchenabkommen.89 Ebenfalls zu den Anreizinstrumenten, allerdings auf dem

Gemeinlastprinzip beruhend,90 zählen staatliche Subventionen, die oft als Markteinführungshilfen für

energiesparende Technologien gewährt werden.91

                                                                                                                                                                                       
81 Die Ausgestaltung im umweltpolitischen Sinne impliziert allerdings gleichzeitig Reregulierungs-

maßnahmen zur Verhaltenslenkung der Marktteilnehmer. Vgl.: Hoffmann-Riem, W./ Schneider, J.P. (1995), S.
39f.

82 Vgl.: OECD/ IEA (1997), S. 39. Während Eigenerzeuger lediglich ihre Überschußelektrizität an die EVU ver-
kaufen, besteht das Hauptgeschäft der IPP in der Stromerzeugung.

83 Vgl.: Anderson, D. (1993), S. 313.
84 Umweltpolitisch geht es weniger um den Wettbewerb, als um die Wahl einer emissionsarmen und energieeffizi-

enten Erzeugungstechnologie, so daß bei entsprechender Preisregulierung eine von den EVU getragene Dezen-
tralisierung des Erzeugungssystems der Deregulierung gleichwertig wäre. Vgl. hierzu auch: OECD (1994), S.
10.

85 Vgl.: Berry, D. (1989), S. 471.
86 Vgl.: Anderson, D. (1993), S. 309.
87 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 133.
88 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 135f. und S. 156ff. Alle Maßnahmen, deren Grenzkosten unter dem Abgabesatz

liegen, werden getätigt, während solche mit höheren Grenzkosten nicht getätigt werden, da die Zahlung der
Emissionsabgabe kostengünstiger ist. Letztlich bestimmt der Abgabesatz also die Gesamthöhe der Restemissio-
nen.

89 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 133. und o.V. (1994b), S. 16.
90 Vgl.: o.V. (1994b), S. 17.
91 Vgl.: Kristof, K. (1992), S. 170. und Erdmann, G. (1992), S. 183.



Im Energiebereich92 93 auf fossile Bren -

stoffe zur Förderung von Substitutionsmaßnahmen zwischen Energieträgern bereits breite Anwe -

dung. Die Ausgestaltung als Emissionssteuer, beispielsweise als CO -Abgabe, ist jedoch nur in eini

gen eu 94

2.3.3 Erstellung eines Kriterienkataloges zur umweltökonomischen Bewertung des Instrume -
t riums auf dem Elektrizitätsmarkt

Der theoretischen umweltökonomischen Politikbewertung liegen Optimalitätskriterien zugrunde,

welche die allokativen Implikationen der Instrumente untersuchen. Im folgenden sollen diese qualita

tiven Bewertungskriterien96

- soweit möglich - operationalisiert werden.

2.3.3.1 Ökonomische Effizienz

Ebene kostenminimalen Erreichung des (im Sinne des Standard-Preis-Ansatzes politisch gesetzten)

Umweltziels.

Einheitlichen Standards98

unterstellt, da alle Emittenten das gleiche Umweltergebnis erzielen müssen, unabhängig von ihren

individuellen Vermeidungskosten.  So können nicht etwa relativ billige Vermeider, die die Standards

unterschreiten, die Grenzwertüberschreitung eines teuren Vermeiders kompensieren und so die G -

samtvermeidungskosten bei gleichem Umweltergebnis senken. Gleichzeitig erhalten effiziente Ve -

meider keinen Anreiz zu zusätzlichen Vermeidungsaktivitäten.

Diese allokative Ineffizienz des Auflagensystems kann durch eine Flexibilisierung des Grenzwertes

im Sinne einer „Blasenpolitik“ relativiert werden, welche Kompensationen zwischen teuren und bill -

gen Vermeidungsalternativen innerhalb einer „Blase“,  also innerhalb eines Betriebes oder einer

geographisch abgegrenzten Einheit zuläßt. Dies entspricht der allokativen Wirkung handelbarer

                         
92 An dieser Stelle ist die Unterscheidung in eine konsum- und erzeugungsseitige Betrachtung nicht nötig, da die

Wirkungsweise der Steuer auf beiden Seiten identisch ist.
 Vgl.: o. V. (1994b), S. 23. Inputabgaben (input charges) sind als Nutzerabgaben 

Produktionsprozessen definiert.
94 Vgl.: ebd.; S. 20ff.
95 Vgl.: OECD (1989), S. 21.
96 Die Kriterien sind übernommen von OECD (1989), S.18ff. und Cansier, D. (1993), S. 220ff.
97 Vgl.: OECD (1989), S. 19.
98 Dies gilt gleichermaßen für technische Effizienzstandards sowie für Emissionsstandards.

 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 223f.
 Vgl.: Cansier, D. (1991), S. 62.
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Emissionsrechte.102 Allerdings setzt dieses Konzept vollständige und aktuelle Umwelt- bzw. Ener-

giebilanzen voraus.103 Ebenso flexibel in der Wahl der Vermeidungsmaßnahmen und somit ebenso

(kosten)effizient ist die Abgabenpolitik,104 die dem Verursacher die Wahl zwischen der Vermei-

dungsaktivität und der Zahlung der Abgabe läßt. Zusätzlich führt die Erhebung einer (CO2-) Steuer

zu staatlichen Einnahmen, so daß das Steuersystem an anderen, nicht umweltbelastenden Stellen

entlastet werden kann.105

Allerdings haben alle Internalisierungsansätze des Verursacherprinzips einen je nach Höhe des Um-

weltkostenaufschlages möglicherweise entscheidenden Einfluß auf die Investitionsentscheidung de-

zentraler Erzeuger.106 Während die Umweltkosten der Eigenerzeugung leicht zu ermitteln sind und

mit den oben genannten Instrumenten dem Erzeuger angelastet werden können, werden die mögli-

chen Umweltentlastungen, die durch Eigenerzeugung mittels emissionsarmer Technologien für das

gesamte Erzeugungssystem entstehen, nicht berücksichtigt und somit die dezentrale Elektrizitätser-

zeugung zu stark belastet.107

2.3.3.2 Ökologische Effektivität
Unter ökologischer Effektivität soll im folgenden die Erreichung des politisch gesetzten Zieles, bzw.

falls kein spezifisches Ziel definiert ist, allgemein die emissionsreduzierende Wirkung eines Instru-

mentes verstanden werden.108 Das Kriterium der ökologischen Effektivität impliziert eine an den

Umweltmedien ausgerichtete Betrachtungsweise, so daß an dieser Stelle die sektoralen Maßnahmen

auf dem Elektrizitätsmarkt in ihrer Zusammenwirkung mit Maßnahmen in anderen Sektoren gesehen

werden müssen.

Auflageninstrumenten wird die größte ökologische Treffsicherheit zugesprochen, da die ordnungs-

rechtlichen Zwangsmechanismen die Emittenten zu (technischen) Vermeidungsmaßnahmen ver-

pflichten, so daß theoretisch die gesetzten Standards immer erreicht werden.109 Im Fall der CO2-

Politik wird dieses Argument jedoch kritisiert, da die Grenzwertsetzung, egal ob als Emissionsgrenze

oder technische Effizienzvorschrift, nur partiell (d.h. sektoral begrenzt) wirken kann. Der Grund liegt

                                                                                                                                                                                       
101 Vgl.: Wicke, L. (1991), S. 85ff.
102 Vgl.: Cansier, D. (1991), S. 64ff.
103 Vgl.: Schiweck, R. (1993), S. 104.
104 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 170ff. und Cansier, D. (1991), S. 69f.
105 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 184ff. Da die Nachfrage nach fossilen Brennstoffen nur langfristig elastisch reagiert,

sind sehr hohe Steuereinahmen zu erwarten.
106 Vgl. Schiweck, R. (1993), S. 14ff.
107 Vgl.: Schiweck, R. (1993), S. 99ff.
108 Vgl.: OECD (1997c), S. 32.
109 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 210ff.



in dem großen Kreis der Emittenten, der im Prinzip alle Wirtschaftsakteure, selbst die privaten Haus

halte, umfaßt, so daß eine den Vermeidungskosten angemessene einheitliche Grenzwertermittlung

nicht möglich ist. Dies impliziert, daß zur Erreichung des ökologischen Ziels ein System sich ergä -

zender Auflagen nötig ist, wobei die Vielzahl der Einzelmaßnahmen schwer mit dem gesamtwir -

schaftlichen Reduktionsziel abzustimmen ist. Diese Argumentation gilt auch für Mischsysteme aus
110 Dagegen wird einer CO -Steuer, die beispielsweise auf den Absatz

fossiler Primärenergieträger erhoben wird, eine höhere ökologische Treffsicherheit zugeschrieben, da
111

2.3.3.3 Anreiz zur technologischen Innovation

s-

i-
112 auf dem Vorsorgeprinzip aufbauenden und auf zukünftige Emissionsvermeidung gerichteten

Lenkung der technologischen Innovationsrichtung erreicht werden soll. Demnach sind die umwelt

politischen Instrumente auf ihre Wirksamkeit, emissionssenkende Forschungs- und Entwicklungsak

tivitäten zu fördern, zu untersuchen.113

Gegensatz zu den ökonomischen Instrumenten keinen direkten finanziellen Anreiz bieten, mehr als in

der Auflage vorgesehen zu vermeiden, und somit Subventionen zur Innovationsförderung nötig we -

den. Allerdings werden auch in einem Auflagensystem Forschung und Entwicklung gefördert, wenn
114

2.4 Zusammenfassung des theoretischen Zwischenergebnisses

2-Problems auf dem Elektrizitätsmarkt hat gezeigt, daß jede

2-Politikstrategie das Energiesparziel bzw. in der Terminologie der umweltökonomischen Theorie
115 welches in Produktions- und Konsu -

prozesse eingreift, da keine dem Produktions- bzw. Konsumprozeß nachgeschaltete Technologie

                         
110 Vgl.: Cansier, D. (1991), S. 61ff.
111 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 70.
112 Vgl.: OECD (1997c), S. 27f.
113 Vgl.: Ayres, R. (1991), S. 267.

 Vgl.: Cansier, D. (1993), S. 211.
 Hier ist zu unterscheiden zwischen „integrierten“ Umweltschutztechnologien, also umweltschonen-den Erze -

gungssystemen mit hohen energetischen Wirkungsgraden, und „end of the pipe“- Technologien, die dem Pr -
dukt onsprozeß nachgeschaltet sind, und bereits entstandene Schadstoffeauffangen. Vgl.: OECD (1996), S. 8.
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zum Entfernen von Kohlendioxid existiert.116 Die Energiesparpolitik kann als Nutzenergieeinsparung

im engeren Sinne und/ oder als Endenergieeinsparung in Form einer höheren technischen Ener-

gieeffizienz ausgeprägt sein. Die Steigerung der Energieeffizienz impliziert tendenziell auf der Er-

zeugungsseite des Elektrizitätsmarktes eine Dezentralisierung des Erzeugungssystems zugunsten

emissionsarmer Technologien, während auf der Konsumseite dem Elektrizitätseinzelhandel eine stär-

kere Nachfragesteuerungsfunktion etwa in der Form des Demand-Side-Managements zugeschrieben

wird. Diese Operationalisierungsansätze eines sektoralen CO2-Ziels in der Elektrizitätswirtschaft

implizieren also je nach Höhe des CO2-Ziels strukturelle Eingriffe in die Organisation nicht nur des

Elektrizitätserzeugungssystems, sondern auch des gesamten Elektrizitätsversorgungssystems.117

                                                       
116 Allein die TEPCO hat seit 1995 drei Pilotprojekte zum Auffangen von Kohlendioxid am Ende des 

Produktionsprozesses gestartet, doch sind weder die Separierungstechnologien noch die Entsor-
gungstechnologien in einem Stadium der Marktreife. Vgl. auch: Tôkyô denryoku (1997), S. 70ff.

117 Vgl.: Chao, H./ Siddiqi, R. (1993), S. 6.
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3 Umweltökonomische Analyse des japanischen Elektrizitätsmarktes

Die umweltökonomische Analyse des Elektrizitätsmarktes soll den Einsatz der umweltpolitischen

Instrumente anhand des vorgestellten Kriterienkatalogs bewerten. Zu diesem Zweck müssen die

Auswirkungen des Instrumentenmixes auf die Struktur des Elekrtizitätsmarktes dargestellt werden.

Dabei sollen vor allem die beiden in Kapitel 2 abgeleiteten Entwicklungstendenzen in die Richtung

der Entstehung von „Energiedienstleistungs-unternehmen“118 und der Dezentralisierung des Erzeu-

gungssystems berücksichtigt werden. Um die Veränderungen in der Marktstruktur nachvollziehen zu

können, soll zunächst ein Überblick über die Entwicklung der heutigen Struktur des japanischen

Elektrizitätsmarktes gegeben werden.

3.1 Entwicklung der Struktur des japanischen Elektrizitätsmarktes

Im folgenden werden die Nachkriegsentwicklungen auf dem japanischen Elektrizitätsmarkt darge-

stellt, um die strukturellen Besonderheiten des japanischen Elektrizitätsmarktes herauszustellen. Da

die Struktur des Elektrizitätsmarktes Einfluß auf die ökonomische sowie ökologische Wirksamkeit

des umweltpolitischen Instrumentariums hat, wird sowohl die Entwicklung des Elektrizitätsangebots

als auch der Nachfrage dargestellt.

3.1.1 Entwicklung und Struktur des Elektrizitätsangebotes
Der Grundstein der heutigen Struktur der Elektrizitätsindustrie wurde 1951 mit der Reorganisation

der während des zweiten Weltkrieges verstaatlichten Industrie119 in neun120 private Elektrizitätsver-

sorgungsunternehmen gelegt.121 Die in den Stufen Erzeugung, Transmission und Distribution vertikal

integrierten Unternehmen besitzen jeweils ein regionales Monopol für die Elektrizitätsdistribution122

an die Endabnehmer. Im Gegenzug unterliegen sie der Versorgungspflicht innerhalb ihres Einzugs-

gebietes.123 Die drei größten Unternehmen, Tôkyô, Kansai und Chûbu Electric Power vereinigen

zwei Drittel der Kapazität aller allgemeinen EVU auf sich.124 Die TEPCO (Tôkyô Electric Power

Company; Tôkyô denryoku) versorgt als weltweit größter privater Stromerzeuger mehr als 35% der

                                                       
118 Hasse, D. (1993), S. 184. Durch den Einsatz des DSM sind die EVU nicht mehr nur Stromlieferant, sondern sie

bieten ihren Kunden Dienstleistungspakete wie kostengünstige Wärmeversorgung etc. an.
119 Zur Organisationsstruktur während des Krieges vgl.: Murota, T. (1993), S. 174ff.
120 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 80. Mit der Rückgabe Okinawas an Japan wurde 1972 die Okinawa Electric Po-

wer Company (Okinawa denryoku) gegründet, die 1989 privatisiert wurde.
121 Vgl.: Akiyama, Y. (1994), S. 210.
122 Im folgenden wird die Distributionsstufe als Einzelhandel bezeichnet.
123 Vgl.: Murota, T. (1993), S. 63 und Shimazaki, M. (1996), S. 82.
124 Vgl.: Thomas, S. D. (1989), S. 27.
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gesamten japanischen Industrie und 31% der Bevölkerung und besitzt aufgrund ihrer Größe ein rela-

tiv großes Gewicht in (umwelt- und industrie-) politischen Entscheidungsprozessen.125

Neben diesen sogenannten allgemeinen Elektrizitätsversorgern (ippan denki jigyôsha), gibt es 56

Elektrizitätsgroßhandelsunternehmen126 (oroshidenkijigyô), deren Hauptgeschäft der Verkauf des

selbst erzeugten Stroms an die allgemeinen EVU ist.127 Die beiden größten Großhandelsunterneh-

men, die 1952 von der japanischen Regierung und den allgemeinen EVU gegründete EPDC (Electric

Power Development Corporation; Dengen kaihatsu gaisha) und die 1957 von den allgemeinen EVU

und der EPDC als Joint Venture gegründete JAPC (Japan Atomic Power Company; Nihon gens-

hiryoku hatsuden), die die ersten Kernkraftwerke des Landes baute, sind mit einem Anteil von ca.

59% (1989)128 an der Erzeugungskapazität des Großhandels beteiligt.

Bis Anfang der 60er Jahre waren Wasserkraftwerke die Hauptquelle der nationalen Elektrizitätsge-

winnung, doch war das Potential an Kraftwerksstandorten zu diesem Zeitpunkt bereits so gut wie

ausgeschöpft.129 Mit sinkendem Ölpreis setzt in dieser Zeit ein Trend zu Investitionen in Verbren-

nungskraftwerke auf Ölbasis ein, so daß Öl ab 1964 zum wichtigsten Energieträger in der Elektrizi-

tätserzeugung wird.130 Bis zur ersten Ölkrise 1973 stieg der Anteil auf 70%131 und somit auch die

Abhängigkeit Japans als rohstoffarmes Land von importiertem Öl.132

Die Ölkrise mit ihren schockartigen Auswirkungen auf die Elektrizitäts- und andere Energiepreise

gilt als Wendepunkt der japanischen Energiepolitik, nicht zuletzt aus Gründen der Versorgungssi-

cherheit.133 Vor allem, um die Ölabhängigkeit zu senken, änderte das MITI (Ministry of International

Trade and Industry; Tsûshôsangyôshô) im Zuge der beiden Ölkrisen seine Energiepolitik in Richtung

einer Diversifizierung der Primärenergieträger134. Wie in Abbildung 1 dargestellt, stieg seitdem die

Zahl der mit Kohle- bzw. Erdgas befeuerten Kraftwerke und die Kernkraft löste 1985 Öl als Haupte-

nergieträger der Elektrizitätserzeugung ab.135 Gleichzeitig änderten sich die Funktionen der Energie-

träger im Erzeugungssystem Ölbefeuerte Kraftwerke wurden als Grundlastkraftwerke von Kohle-

                                                       
125 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 260.
126 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 237 und Shimazaki, M. (1996), S. 82.
127 Vgl.: Murota, T. (1993), S. 61.
128 Eigene Berechnung nach den Werten von Murota, T (1993), S. 64.
129 Vgl.: Akiyama, Y. (1994), S. 211.
130 Vgl.: Amagai, H. (1991), S. 58.
131 Vgl.: Iinuma, Y. (1991), S. 16.
132  Vgl.: Denkijigyôrengôkai (1997b), S.17. 1973 stammte 77,5% der Ölimporte aus dem Nahen Osten.
133 Vgl.: Nihon enerugî keizai kenkyûjo (1986), S. 222f.
134 Vgl.: Kim, D./ Shin, E. (1986), S. 13. und Ames, R. S. (3.1.1998), S. 1. Das MITI hat in seinem 1979 folgende

Maßnahmen zur Erhaltung der Energiesicherheit angenommen: Nationales Energiesparen, Senkung der Ölab-
hängigkeit und Förderung alternativer (d.h. anderer als Öl) Energiequellen.
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Speicherkraftwerken) die Rolle unregelmäßig betriebener Mittel- und später Spitzenlastkraftwerke

ein, wä rend Erdgaskraftwerke den Mittellastbereich abdecken.136

: Entwicklung des nationalen Brennstoffmixes von 1975 bis 2006
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Abb. 2: Marktanteil der Elektrizitätserzeuger nach Kapazität im Jahr 1995
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9 allgemeine EVU

172.302 (75%)
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Quelle: Denkijigyôrengôkai (1996b), S. 3 (leicht modifiziert)

Neben diesen Veränderungen in der Brennstoffstruktur ermöglichte die Entwicklung dezentraler

Technologien in den 70er Jahren137 den schnellen Anstieg der Eigenerzeuger (jika hatsuden), so daß

                                                                                                                                                                                       
135 Vgl.: Amagai, H. (1991), S. 58.
136 Vgl.: Iinuma, Y. (1991), S. 25.
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seit Beginn der 80er Jahre die Zahl der Erzeuger mit Cogeneration-Systemen (netsuden heikyû)

steigt. Sie produzieren den gesamten oder einen Teil ihres benötigten Stroms selbst, oft in Form von

Kraft-Wärme-Kopplungsgeneratoren.138 Wie Abbildung 2 zeigt, sind die Eigenerzeuger zusammen

heute zu rund 10% an der gesamten Produktionskapazität beteiligt.

Die Beziehungen zwischen diesen drei Erzeugerkategorien sind im Gesetz zur Regulierung der

Elektrizitätsindustrie (Electric Utility Industry Law; denki jigyôhô) von 1964 geregelt.139 Demnach

unterliegt der Verkauf von Überschußelektrizität von Großhändlern und Eigenerzeugern an Dritte

(d.h. Einzelhandelsaktivitäten) der Genehmigungspflicht des MITI und wird nur in Ausnahmefällen

als spezielle Versorgung (special supply; tokutei kyôkyû) vergeben. Auch der Zugang zum Netz, bei-

spielsweise für die Durchleitung (wheeling) von Überschußstrom zu einem weitentfernten Abnehmer,

ist durch das MITI kontrolliert, jedoch gab es unter dem Gesetz von 1964 keinen Antrag auf

Durchleitung.140 Die Einspeisevergütung für den Verkauf überschüssiger Elektrizität aus Eigener-

zeugung, also die Grundlage der Wirtschaftlichkeitsrechnung privater Eigenerzeugung, ist nicht re-

guliert; sie ist Verhandlungssache zwischen den allgemeinen EVU und dem Erzeuger.141

Diese Organisationsstruktur gibt den zehn allgemeinen EVU aufgrund ihrer Monopolstellung in

Transport und Einzelhandel (d.h Transmission und Distribution) und der Wahlmöglichkeiten bezüg-

lich des Ankaufs fremderzeugter Elektrizität einen großen Einfluß auf die Struktur des Erzeugungs-

systems, also auf die Wahl der Energieträger und Erzeugungstechnologien, und somit auch auf des-

sen Effizienz und Umweltwirkungen.

3.1.2 Entwicklung und Struktur der Elektrizitätsnachfrage
Zwischen 1951 und 1973 stieg die Nachfrage ähnlich wie das Bruttosozialprodukt um jährlich 12%,

was nicht zuletzt an den vom MITI regulierten Strompreisen lag, die sowohl unter den Grenzkosten

der Erzeugung als auch unter den Preisen anderer Energieträger lagen.142 Diese Entwicklung wurde

vor allem von der durch den Koreakrieg und später das wirtschaftliche Hochwachstum angekurbel-

ten (schwer)industriellen Nachfrage getragen, die bis 1962 stets über dem aus Kapazitätsmangel be-

grenzten Angebot lag.143

                                                                                                                                                                                       
137 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 256.
138 Vgl.: Murota, T. (1993)., S. 65.
139 Vgl.: Murota, T. (1993), S. 63ff.
140 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 84.
141 Vgl.: ebd., S. 82.
142 Vgl.: Akiyama, Y. (1994), S. 210.
143 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 241.
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Seit der ersten Ölkrise hat das durchschnittliche Nachfragewachstum abgenommen, so daß die Elek-

trizitätsnachfrage von dem sich erholenden Wirtschaftswachstum entkoppelt wurde.144 Im industriel-

len Bereich ist das verlangsamte Nachfragewachstum eine Folge des inter- und intrasektoralen

Strukturwandels. In den 70er Jahren setzte nicht zuletzt aufgrund steigender Energiepreise im Zuge

der Ölkrisen ein Wandel in der Industriestruktur zugunsten von High-Tech Industrien mit einem ge-

ringeren spezifischen Elektrizitätsverbrauch ein.145 Allerdings sorgte auf intraindustrieller Ebene ähn-

lich wie im gewerblichen Bereich die zunehmende Automatisierung für eine steigende Elektrizitäts-

nachfrage.146 Der größte Anteil der Nachfragezuwäche nach 1970 ist im Bereich der gewerblichen

Abnehmer und der privaten Haushalte zu verzeichnen, hauptsächlich als Folge der raschen Verbrei-

tung von Klimaanlagen und Geräten aus dem Bereich der Konsumelektronik.147 Schätzungen zufolge

wird die private und gewerbliche Nachfrage auch weiterhin schneller steigen als die industrielle

Nachfrage.148

Während die industrielle Nachfrage zeitlich relativ gleichmäßig verteilt ist, schwankt die private und

gewerbliche Nachfrage saisonal und tageszeitlich wegen des hohen Anteils an Kältenachfrage in

Form von Klimaanlagen.149 Dies bedeutet ein relativ stärkeres Anwachsen der Spitzennachfrage im

Vergleich zu dem durchschnittlichen Nachfragewachstum, was wegen der mangelnden Speicherbar-

keit notwendigerweise zu Kapazitätserhöhungen führt.150 Die durchschnittliche Kapazitätsauslastung,

also der Lastfaktor der neun allgemeinen EVU, ist daher von 1960 bis 1995 um ca. 5% von 60% auf

55% gefallen,151 was neben einer rückläufigen Gewinnentwicklung der allgemeinen EVU je nach

Anteil fossiler Brennstoffe an den für die Spitzenlast eingesetzten Kraftwerken auch eine erhöhten

Umweltnutzung impliziert.

3.2 Kohlendioxidpolitik auf dem japanischen Elektrizitätsmarkt

Nachdem nun die Struktur des Elektrizitätsmarktes erläutert ist, sollen im folgenden die verschiede-

nen CO2-politischen Zielebenen auf der nationalen Ebene und ihre Operationalisierung in eine sekto-

rale Politikstrategie dargestellt, welche letztlich die Zusammensetzung des zu untersuchenden In-

strumentariums bestimmt. Auf dieser Grundlage können in einem nächsten Schritt anhand des in Ka-

                                                       
144 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 241. und Foljanty-Jost, G. (1990), S. 294.
145 Vgl.: Foljanty-Jost, G. (1990), S. 288f. und S. 291.
146 Vgl.: Kibune, H. (1995), S. 125.
147 Vgl.: o.V. (1994a), S. 2ff.
148 Vgl.: Shigen enerugîchô (1996), S. 51.
149 Vgl.:. Kibune, H. (1995), S. 126.
150 Vgl.: o.V (1994a), S 1.
151 Vgl.: Denkijigyôrengôkai (1997a), S. 7.
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pitel 2 vorgestellten Kriterienkatalogs die Auswirkungen der eingesetzten Instrumente auf die Markt-

struktur analysiert werden.

3.2.1 Ziele der nationalen Kohlendioxid-Politik

Erst im Jahr 1990 mit der Verabschiedung des nationalen Aktionsplans zur Vermeidung der Erder-

wärmung (chikyû ondanka bôshi kôdô keikaku), in dem festgeschrieben wurde, daß Japan bis zum

Jahr 2000 seine CO2-Emissionen auf pro-Kopf-Basis auf dem Level von 1990 stabilisiert152, wird die

Senkung der CO2-Emissionen zu einem nationalen Politikziel.153 Das Programm ist jedoch weder

rechtlich bindend, noch wurde ein konkretes Emissionsziel für den Energiesektor bestimmt.154 Das

Programm impliziert einen Lösungsansatz gemäß des Gemeinlastprinzips bzw. im Sinne eines „posi-

tiven“ Politikansatzes an den Umweltentlastungen155, da die vorgeschlagenen Instrumente nicht auf

der reinen Kosteninternalisierung, sondern auch auf einem finanziellen Anreizsystem156 basieren.

Mit dem neuen Umweltbasisgesetz von 1993 ist die CO2-Politik unter dem Stichwort „Erhaltung der

globalen Umwelt“ (chikyû kankyô hozon) Bestandteil der gesetzlich fixierten Umweltpolitikziele

geworden und erweitert die umweltpolitische Grundkonzeption um die globale Dimension,157 die den

Status eines durch (national)staatliche Maßnahmen zu schützenden öffentlichen Gutes erhält. Außer-

dem verpflichtet das Gesetz zu einer vorsorgenden Umweltpolitik gemäß dem Prinzip des sustainable

development (jizokuteki Hatten), also theoretisch zu dem Konzept der ökologischen Ökonomie und

seinen Annahmen über absolute Grenzwerte.158

3.2.2 Formulierung einer Kohlendioxid-Strategie auf dem Elektrizitätsmarkt

Im folgenden sollen die oben dargestellten grundlegenden Ziele für den Elektrizitätsmarkt konkreti-

siert werden, also die umweltrelevanten Regulierungsgrundsätze des MITI auf dem Elektrizitäts-

markt dargestellt werden. Das dem MITI zugehörige ANRE (Agency for Natural Resources and

Energy; shigen enerugîchô) ist seit seiner Gründung im Jahr 1973 für die Regulierung der Elektrizi-

tätsindustrie zuständig.159 Da das ANRE als energiepolitische Regulierungsbehörde nicht unabhängig

von dem für Industriepolitik zuständigen MITI ist, ist eine klare Trennung zwischen (umweltrele-

                                                       
152 Vgl.: Kankyôcho (1996), S. 6.
153 Vgl.: Kawamoto, T. (1995), S. 2. und Hayashi, T. (1992), S. 37.
154 Vgl.: OECD/ IEA (1994a), S.107.
155 Vgl.: Schiweck, R. (1993), S. 104.
156 Vgl.: o. V. (14.12.1991), S. 15.
157 Vgl.: Miyazaki, Y. (1996), S. 146.
158 Vgl.: Kankyô kihonhô, Artikel 4.
159 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 83. und OECD/ IEA (1996), S. 197
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vanter) energiepolitischer Regulierung und industriepolitischer Steuerung nicht möglich,160 was auch

eine eindeutige Hierarchisierung der umwelt- und industriepolitischen Ziele erschwert. Die Regulie-

rungskompetenz reicht von Marktein- und austrittsregulierungen bis zur Einzelhandelspreisregulie-

rung161, welche als Instrumente für die umweltpolitische Zielerreichung eingesetzt werden können.

Sie sind in dem 1964 in Kraft getretenen Gesetz zur Regulierung der Elektrizitätsindustrie festge-

schrieben.162

Die energiepolitischen Ziele, denen dieses Gesetz unterliegt, enthalten noch keine konkrete umwelt-

bzw. CO2-politische Komponente; vielmehr sollen der ungehinderte Aufbau der Industrie gewährlei-

stet und gleichzeitig die Konsumenteninteressen gegenüber den monopolistischen Anbietern ge-

schützt werden.163 Seit Beginn der 90er Jahre ist die CO2-Senkung neben der betriebswirtschaftlichen

Effizienzsteigerung in der Elektrizitätsindustrie und der Versorgungssicherheit ein explizites energie-

politisches Ziel,164 so daß ein Überschneidungsbereich zwischen Umwelt- und Energiepolitik ent-

standen ist.165 Das MITI verfolgt in seinem 1992 veröffentlichten Report „New Earth 21“166 aller-

dings einen stark technologieorientierten Lösungsansatz, während das Umweltamt auf eine Verhal-

tensänderung aller Marktteilnahmer setzt.167

Gemäß dem „New Earth“ Report soll bis zur Jahrtausendwende eine Strategie der Steigerung der

Energieeffizienz durch den verstärkten Einsatz bereits entwickelter Erzeugungstechnologien und den

Einsatz nicht fossiler Energieträger verfolgt werden. Bis zum Jahr 2040 wird die Entwicklung einer

Backstop-Technologie angestrebt, so daß ab der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts die reale CO2-

Konzentration gesenkt werden kann.168

3.3 Einsatz der konsumseitigen Energiesparpolitik

Die in dieser Arbeit vorgenommene Unterscheidung in eine konsumseitige und eine erzeugungsseiti-

ge Energiesparpolitik ist nicht als Untersuchung zweier prinzipiell unterschiedlicher umweltpoliti-

scher Teilziele zu verstehen.169 Vielmehr ergibt sie sich aus der in Kapitel 2 festgestellten einzig

                                                       
160 Vgl.: Hayashi, T. (1992), S: 38.
161 Vgl.: Kibune, H. (1995), S. 125.
162 Vgl.: Kibune, H. (1995), S. 125 und Navarro, P. (1996), S. 259.
163 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 260.
164 Vgl.: Toichi, T. (1996), S. 5.
165 Vgl.: Fukasaku, Y. (1995), S. 1063.
166 Vgl.: OECD/ IEA (1994a), S. 109.
167 Vgl.: Weidner, H. (1996), S. 183. und o.V. (14.12.1991), S. 15. Tendenziell läßt sich das MITI also dem neo-

klassischen Ansatz und das Umweltamt eher dem thermodynamisch beeinflußten Ansatz zuordnen.
168 Vgl.: Yokoyama, O. (1993), S. 59.
169 Vgl.: Erdmann, G. (1992), S. 296.
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möglichen CO2-Politikstrategie des Energiesparens. Auf der Akteursebene impliziert diese Einteilung

Überschneidungen zwischen beiden Teilstrategien, da der Einsatz dezentraler Erzeugungssysteme

Elektrizitätskonsumenten in die Erzeugungsstufe integriert, so daß auf die Eigenerzeuger beide In
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strumentarien gleichermaßen angewandt werden. Während die Instrumente der nachfrageseitigen

Energiesparpolitik bereits zur Erreichung des energiepolitischen Versorgungssicherheitsziels einge-

setzt wurden, gehört die auf die Angebotsseite des Elektrizitätsmarktes gerichtete Förderung neuer

Energiesysteme zu den Instrumenten der aktiven japanischen CO2-Politik.170

3.3.1 Instrumente der konsumseitigen Energiesparpolitik

Mit Beginn der expliziten CO2-Politik hat das ANRE die maximal mögliche (technische) Energieein-

sparung durch den verstärkten Einsatz noch ungenutzter (Abfall)energie von einem Instrument zur

Erreichung des Versorgungssicherheits-Ziels zum Politikziel erklärt,171 was sich schließlich in der

Revision des Energiespargesetzes von 1993 widerspiegelt.172 Seitdem wird ein stärkeres betriebliches

Energiemanagement gefordert, welches energieintensive Industrien und explizit auch die Elektrizität-

sindustrie dazu verpflichtet, einmal jährlich ihren (Primär-) Energieverbrauch zu veröffentlichen.

Gleichzeitig fordert die Regierung die EVU auf, die Nachfrager detailliert über die Zusammenset-

zung ihres Energieverbrauches zu informieren.173 Außerdem wurden die Effizienzstandards für

Haushaltsgeräte auf eine breite Palette von Elektrogeräten ausgedehnt und verschärft.174 Wie schon

das Gesetz von 1979, basiert auch die Revision von 1993 auf der Kombination von Auflagen (Effizi-

enzstandards) und Subventionen. Im Gegenzug zu der Verschärfung der Standards wurde gleichzei-

tig die finanzielle Unterstützung auf die neu hinzugekommenen Sonderausrüstungen (tokutei setsubi)

ausgedehnt.175

Im Gegensatz zu diesen flexiblen, ausschließlich umweltpolitisch motivierten Instrumenten, greift das

MITI vor allem aus wettbewerbspolitischen Gründen in die Einzelhandelspreissetzung der EVU ein.

Seit 1974 gibt es ein in drei Raten gestaffeltes Einzelhandelspreissystem für die privaten Haushalte,

welches einen monatlichen Verbrauch von mehr als 250 kWh (Kilowattstunden) überproportional

hoch bepreist, um die Nachfrage zu senken.176 Ebenfalls mit dem Ziel der Nachfragebeeinflussung,

allerdings nicht explizit mit dem Energiesparziel verbunden, genehmigt das MITI darüber hinaus seit

                                                       
170 Vgl.: Kawamoto, T. (1995), S. 4. Seit 1993 werden energiesparende Produkte und Technologien unter dem Na-

men Energiesparindustrie (shôenerugî jigyô) zusammengefaßt und in das staatliche Subventionssystem inte-
griert.

171 Vgl.: Fukasaku, Y. (1995), S. 1073.
172 Gesetz zur Förderung des Energiesparens und des Recyclings (Shô ene risaikuru shien hô), vgl.: Eko bijinesu

nettowâku (1993), S. 37.
173 Vgl.: Asano, H. (1993), S. 253.
174 Vgl.: Shôenerugî sentâ (1996), S. 78f. und Kawamoto, T. (1995), S. 4. Demnach müssen beispielsweise Klima-

anlagen bis 1999 ihre Effizienz um 3-5% gemessen am Basisjahr 1992 steigern.
175 Vgl.: Kawamoto, T. (1995), S. 4. und Fukusaku, Y. (1995), S. 1074. Es werden Abschreibungsraten von bis zu

30% im ersten Jahr oder Steuerabschreibungen bis zu 7% gewährt. Vgl. hierzu: Shôenerugî sentâ (1996), S 117.
176 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 264.
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1980 Sondertarife wie saisonale und tageszeitliche Preisstaffelungen für den industriellen und ge-

werblichen Sektor und seit 1990 auch für den Sektor der privaten Haushalte.177 Ziel dieser Preisstaf-

felung ist die Nivellierung bzw. Umverteilung der Spitzenlastnachfrage (load levelling)178, und nur

zweitrangig wird die absolute Energieeinsparung angestrebt. Im Zuge der Deregulierungsmaßnah-

men, die 1995 beschlossen und 1996 in Kraft getreten sind, wurde unter anderem das Preissystem

liberalisiert, d.h. die Genehmigungspflicht für Sondertarife wie nächtliche und saisonale Discountta-

rife entfällt.179 Das MITI geht davon aus, daß somit ca. 15% der nationalen Elektrizitätsnachfrage

liberalisiert sind.180

Das vordringliche Ziel der deregulierten Preissetzungsinstrumente ist eine Senkung der im internatio-

nalen Vergleich hohen Elektrizitätspreise.181 Zusätzlich setzt das MITI den EVU individuelle Effizi-

enzziele, über deren Einhaltung sie in regelmäßigen Abständen berichten müssen, und die zur

Grundlage der Genehmigung von Gewinnen und Einzelhandelspreisen werden.182

Während die ergebnisorientierte Regulierung183 in Form der Preissetzung der direkten staatlichen

Kontrolle unterliegt, nimmt das MITI jedoch kaum direkten Einfluß auf die Produktgestaltung oder

die Betriebsführung im Sinne eines einheitlich vorgeschriebenen Energieflußsystems. Vielmehr hat

die Darstellung der Instrumente der Energiesparpolitik die freiwillige Einhaltung flexibler Auflagen

als Regulierungsprinzip des MITI herausgestellt.

Das auf den Elektrizitätskonsum bezogene Instrumentarium setzt also an der Höhe und der Struktur

der Elektrizitätsnachfrage an. Es nimmt lediglich auf die Energiedienstleistungsmärkte direkten Ein-

fluß und beeinflußt den CO2-Ausstoß, welcher durch den Brennstoffmix bestimmt wird, nur indirekt.

3.3.1.1 Auswirkungen auf die Struktur der Energieleistungen

Im Zuge der Diskussion um eine mögliche CO2-Steuer haben die allgemeinen EVU über ihren Dach-

verband (The Federation of Electric Power Companies; Denkijigyôrengôkai) im November 1996

einen freiwilligen Aktionsplan (Voluntary Action Plan; jishu kôdô keikaku) verabschiedet, in wel-

chem sie ankündigen, bis zum Jahr 2010 ihre CO2-Emissionen gemessen an dem Level von 1990 um

                                                       
177 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 264. und o.V (1994a), S. 10. Die Preise sind im Sommer (außer bei der Hokkaidô

Electric Power Company, die aufgrund der klimatischen Bedingungen die Spitzenlast im Winter hat) und tags-
über höher.

178 Vgl.: o.V (1994a), S. 10. Das „load-levelling“ ist ein Teil des Demand-Side-Managements.
179 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 85f.
180 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 86.
181 Vgl.: Morooka, H. (1994), S. 1088. und Hashimoto, N. (1996), S. 32.
182 Vgl.: Hashimoto, N. (1996), S. 35f. und Shimazaki, M. (1996), S. 85. und S. 89.
183 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 48ff.
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20% zu senken.184 Er ist Teil des Umweltplans des Dachverbandes der japanischen Wirtschaftsver-

bände (Federation of Economic Organizations; Keidanren), welcher auf freiwilliger Basis eine höhe-

re Emissionssenkung erreichen soll als es eine CO2-Steuer anvisieren würde.185 Somit hat die Diskus-

sion um die CO2-Steuer bereits zu Vermeidungsmaßnahmen - zumindest zu der Formulierung von

Vermeidungsstrategien - geführt, ohne daß die Regulierung tatsächlich in Kraft getreten ist. Dies

deutet auf die in Kapitel 2 angesprochene Ankündigungswirkung verschärfter Regulierungen hin. Um

ihr CO2-Ziel zu erreichen, haben die EVU angekündigt, den Anteil der Kernkraft sowie den Anteil

erneuerbarer Energieträger zu erhöhen.186 Voraussetzung für die Einhaltung des Plans ist eine stärke-

re Auslastung der (als Grundlast eingesetzten) Kernkraftwerke.187

Die durchschnittliche Auslastung des japanischen Kraftwerkparks ist vor allem wegen der starken

Verbreitung von Klimaanlagen vergleichsweise niedrig. 1996 wurden im Durchschnitt nur 56% der

verfügbaren Kapazität genutzt.188 Da die allgemeinen EVU jedoch der Versorgungspflicht unterlie-

gen und daher auch die Spitzennachfrage erfüllen müssen, bedeutet dies eine Zunahme der Kapital-

kosten als Anteil an den Gesamtkosten der Elektrizitätserzeugung, was trotz der staatlich garantier-

ten vollen Kostenentschädigung durch die Preissetzung zu sinkenden Gewinnen (trotz steigender

Einnahmen) führt.189 Außerdem benötigen die EVU einen hohen durchschnittlichen Lastfaktor, um

den Brennstoffmix ihres Kraftwerkparks optimal auszunutzen, also um ihr CO2-Ziel zu erreichen, da

das Prinzip der Lastverteilung darauf beruht, Kraftwerke mit der höchsten Umweltbelastung nur als

Spitzenlastkraftwerke einzusetzen.190

Die Elektrizitätsversorger haben zwei Anreize, Maßnahmen zur Senkung der Spitzennachfrage zu

ergreifen, obwohl dies wegen der möglicherweise sinkenden absoluten Einnahmen zunächst paradox

erscheint - nämlich steigende Gewinne durch sinkende (Spitzen)nachfrage und die Einhaltung ihres

sektoralen CO2-Ziels. Die Struktur der Elektrizitätsnachfrage und die staatliche Gewinnregulierung

schreiben also indirekt dem CO2-Ziel eine gewichtigere Position in der betrieblichen Zielhierarchie

zu,191 da sie das „load levelling“ zu einem betrieblichen Eigeninteresse der EVU macht. Die 1992 auf

                                                       
184 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 26.
185 Vgl.: Tsuji, Y. (1997), S. 7. Der Plan umfaßt Umweltschutzpläne aus insgesamt 36 Industrien.
186 Vgl.: Denkijigyôrengôkai (1996a), S. 36. und Denkijigyôrengôkai (1997a), S. 11.
187 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 26.
188 Vgl.: Denkijigyôrengôkai (1997a), S. 7. Dies entspricht dem Trend seit Beginn der 90er Jahre.
189 Vgl.: o.V (1994a), S. 7.
190 Vgl.: Chûgoku denryoku (1997), S. 12f. Der durchschnittliche Anteil ölbefeuerter Kraftwerke des Unternehmens

lag 1996 bei 20%.
191 Allerdings muß diese Verstärkungswirkung teilweise eingeschränkt werden, da zum einen die Brennstoffpreise

Einfluß auf die Höhe der Gesamtkosten nehmen, und zum anderen die staatliche Investitionsförderung die pri-
vaten Kosten bei Investitionen in nicht ölbefeuerte Kraftwerke um die Höhe der Subventionen senkt.
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rund zwei Drittel des Wertes von 1987 gesunkenen Gewinne192 lassen auf diese Anreizwirkung zum

„load levelling“, d.h. zum DSM193 schließen.

Da jedoch bis zu 40% der Spitzennachfrage im privaten und gewerblichen Sektor von Klimaanlagen

stammt, deren Stromverbrauch nur bedingt durch andere Energieträger substituierbar ist, ist die Spit-

zennachfrage relativ unelastisch, so daß eine aggressive Hochpreisstrategie im Spitzenlastbereich

nicht zu einer signifikanten Nachfragesenkung führen würde.194 Die Einzelhandelspreise sind daher

im Rahmen der monetären DSM-Strategie195 in zwei, bzw. im industriellen Sektor in drei Niedrigta-

rifzonen differenziert. Sie sollen unterausgelastete Zeiten attraktiver machen und durch vertragliche

Bindung für eine gleichmäßig verteilte Nachfrage sorgen.196 Im Jahr 1992 hatten insgesamt 29,3%

der industriellen Großkunden Sonderverträge zu Niedrigpreisen abgeschlossen, während nur 4,07%

der gewerblichen und 0,12% der privaten Nachfrager in entsprechende Verträge eingebunden waren.

Als Grund für die geringe Nutzung des differenzierten Preissystems im nichtindustriellen Bereich

wird neben geringen Preisanreizen ein mangelndes Angebot an (kostengünstigen) Speichergeräten

genannt, die die ausschließliche Nutzung von Nachtstrom ermöglichen.197

Allerdings läßt sich ein Trend in Richtung einer Differenzierung des Dienstleistungsangebotes fest-

stellen: Alle allgemeinen EVU bieten zusätzlich zu den reinen Preisanreizen auch vollständige Ener-

giedienstleistungspakte an.198 Dies impliziert eine vorwärtsgerichtete vertikale Diversifizierung der

EVU über die Endnutzergerätemärkte in den Wärmedienstleistungsmarkt.199 Stellvertretend sei die

Differenzierungsstrategie im privaten Sektor der Hokkaidô Electric Power Company dargestellt: Der

um vier Fünftel verringerte Nachtstrompreis wird auch in Kombination mit einem kompletten Ser-

viceangebot der nötigen Wärmespeichergeräte und alternativ in Verbindung mit einem Komplettan-

gebot kostenminimaler Energiedienstleistungen angeboten. Dieses Geschäftsfeld, vor allem der

                                                       
192 Vgl.: o.V. (1994a), S. 7.
193 Vgl.: Taniguchi, T. (1991), S. 40.
194 Vgl.: Hashimoto, N. (1996), S. 42 und S. 49.
195 Vgl.: Hasse, D. (1994), S. 191. Das Demand-Side-Management wird in eine monetäre Teilstrategie und eine

(unterstützende) nicht-monetäre Teilstrategie eingeteilt.
196 Vgl.: Asano, H. (1993), S. 256. Vgl. ausführlich zu den einzelnen Vertragstypen: Taniguchi, T (1991), S. 40f.
197 Vgl.: o.V. (1994a), S. 11.
198 Im Jahr 1996 hat jedes allgemeine EVU 10-20 verschiedene Vertragstypen angeboten. Vgl.: Shigen enerugîchô

(1996), S. 268.
199 Navarro, P. (1996), S. 254. Mit der Diversifizierung in den Gerätemarkt dringen die EVU in den Nichtenergie-

sektor vor.
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Teilmarkt der Energieberatung, wird zunehmend auch von Unternehmen aus angrenzenden Branchen

wahrgenommen.200

3.3.1.2 Auswirkungen auf die Struktur der Energiedienstleistungen

Im folgenden sollen mit der Untersuchung der zweiten, nichtmonetären Teilstrategie des Demand-

Side-Managements der EVU umweltrelevante Veränderungen auf den der Elektrizitätserzeugung

nachgelagerten Energiedienstleistungsmärkten betrachtet werden.

Den Diversifizierungsmöglichkeiten der allgemeinen EVU sind aufgrund ihrer Organisation als Mo-

nopolbetriebe strenge Grenzen gesetzt. Aufgrund der wettbewerbsrechtlichen Argumentation, die

Ausnutzung der Monopolmacht zu beschränken, haben die EVU die Auflage, nur in neue Märkte zu

diversifizieren, zu deren Entstehen sie beitragen.201 Die Diversifizierungsstrategien der allgemeinen

EVU umfassen im Endgerätesektor die folgenden Bereiche: Entwicklung, Herstellung, Marketing

und Vertrieb energiespeichernder Wärmepumpen und anderen DSM-Zusatzgeräten sowie die Ent-

wicklung von elektrisch betriebenen PKWs.202 Oft werden diese Produkte in Gemeinschaftsprodukti-

on mit Elektronikherstellern entwickelt und vermarktet oder die technischen Konstruktionsdaten

entgeltlos an interessierte Unternehmen weitergegeben.203 Ein Grund für die großzügige Weitergabe

der Daten könnte darin liegen, daß die schnellere Verbreitung der Geräte und die damit verbundene

entsprechend zeitlich gleichmäßigere Auslastung des bestehenden Kraftwerkparks zu höheren Ein-

sparungen bei Neuinvestitionen führt als der Gewinnentgang durch die Weitergabe an die gesamte

Branche. Darauf deuten auch Subventionsprogramme hin, welche die EVU zusätzlich zu den staatli-

chen Energiesparsubventionen für Gerätehersteller anbieten, die den Einsatz der von den EVU ent-

wickelten Lastmanagementtechniken unterstützen. Grundsätzlich besteht das Interesse der EVU also

zunächst darin, die Geräte so zu gestalten, daß ihre Betriebsfunktionen auf die Anforderungen im

Sinne der optimalen Lastverteilung ausgerichtet sind.204

                                                       
200 Im Januar 1998 geht beispielsweise die Omron Corporation mit einem Energieinformationsservice auf den

Markt. Sie erwartet jährliche Einnahmen von 2 Milliarden Yen. Die Regierung subventioniert diese sogenannten
ESCO (Energy service companies) seit 1997. Vgl.: o.V. (8.12.1997), S.7. und o.V. (11.1.1998), S. 13f.

201 Vgl.: Navarro, P. (1996), S. 256.
202 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 30ff. und Hokkaido denryoku (1997b), S.12. und Navarro, P. (1996), S. 254.
203 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 31. Die Tôkyô Electric Power Company (TEPCO) hat beispielsweise die Kon-

struktionspläne ihres in Gemeinschaftsarbeit mit Fuji Electric und Coca Cola Japan entwickelten Getränkeauto-
maten „Eco vender“ allen interessierten Unternehmen der Branche zur Verfügung gestellt.

204 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 30f. Die TEPCO gibt an, 1996 ihre Spitzenlast um ca. 5% (3,1 Millionen kW)
mit DSM-Geräten verringert zu haben.
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Die Liberalisierung des Sondertarifsystems von 1995 ermöglicht einen verstärkten Einsatz der Preis-

differenzierung205, wobei die teilweise sinkenden Preise angesichts jährlicher Spitzenlastinvestitionen

von durchschnittlich 6 Millionen kW (Kilowatt) 206 im Interesse der allgemeinen EVU sind. Somit

wirkt also die Deregulierung des Preissystems als Verstärkung des Anreizes der EVU zum nachfra-

geseitigen Lastmanagement und Energiesparen. Allerdings werden die größten Effekte dieser Neure-

gulierung in der kostenbedingten Senkung des Elektrizitätspreisniveaus erwartet,207 so daß preisbe-

dingte Nachfragesteigerungen nicht ausgeschlossen werden können. Gegenwärtig sind jedoch noch

keine Aussagen über strukturelle Nachfrageverschiebungen möglich; allerdings spricht die zuneh-

mende Energieeffizienz im Haushaltsgerätebereich gegen eine stark steigende private und gewerbli-

che Nachfrage.

3.3.2 Ökonomische Effizienz

Zum einen ist zu prüfen, ob die veränderte Marktsituation eine individuell flexible Emissionsvermei-

dung und somit Kompensationslösungen zwischen Vermeidern mit unterschiedlichen Kostenfunktio-

nen zuläßt und ob sie genutzt werden. Zum anderen ist zu prüfen, ob ein weiteres Wachstum der

Branche trotz der Umweltregulierung möglich ist.

Zusammenfassend läßt sich das Prinzip der Marktwirkung des Energiesparinstrumentariums als eine

Erweiterung der Geschäftsfelder aller Teilnehmer beschreiben. Auf dem Endnutzergerätemarkt wird

die Substitution von Energie durch Kapital durch die Schaffung eines neuen Marktsegmentes geför-

dert- nämlich des Segmentes der Energiespargeräte (shôenerugî gata seihin)208. Dies geschieht vor

allem durch die Festlegung von Effizienzstandards für Elektrogeräte, wird aber von den allgemeinen

EVU unterstützt, die die Richtung der neuen Marktentwicklung bestimmen. Mit Tarifangeboten und

Prototypentwicklung wirken die EVU quasi als Katalysator für die Entwicklung des Energiespar-

marktes, allerdings mit dem Ziel einer besseren Auslastung des Kraftwerkparks. Die staatliche Ener-

giesparpolitik braucht also zumindest solange sich der japanische Lastfaktor nicht verbessert nicht an

der Verhaltensfunktion der EVU anzusetzen, sondern kann die Überschneidung von (operationalen

Teil-) Umweltzielen und Unternehmenszielen nutzen, indem sie durch den Einsatz des finanziellen

Anreizsystems das Engagement der EVU im Endgerätebereich verstärkt. Letztlich bedeutet dies eine

freiwillige Internalisierung auch von solchen Umweltkosten seitens der Elektrizitätsversorger, die

eigentlich durch die Nachfrage der Gerätehersteller bzw. der Endnachfrager verursacht werden. In

                                                       
205 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 32 und Shikoku Electric Power Company (1997), S. 17.
206 Vgl.: Hashimoto, N. (1996), S. 42.
207 Vgl.: Hashimoto, N. (1996), S. 36.
208 Sangyokôzôshingikai (1994), S. 112.
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diesem Sinne kann das System als flexibel bezeichnet werden, da die EVU als Vermeider mit relativ

geringen Kosten einen Teil der Kosten von Vermeidern mit höheren Grenzkosten übernehmen. Die-

ses Verhalten impliziert eine Internalisierungslösung nach dem Nutznießerprinzip, da die EVU in

diesem Fall von einer Umweltverbesserung profitieren, solange die starken Nachfrageschwankungen

zu einem geringen Auslastungsgrad des Kraftwerkparks und sinkenden Gewinnen führen und bereit

sind, zumindest teilweise die Kosten für die Umweltverbesserungen zu tragen. Andererseits können

die EVU ihre Zusatzkosten durch die Umweltnutzung in Form von Preiserhöhungen an die auf

Elektrizitätspreise relativ unelastisch reagierenden Endverbraucher weitergeben209 und so teilweise

für eine Internalisierung nach dem Verursacherprinzip sorgen.

Allerdings scheint die hohe Effizienz insofern begrenzt, als jede Verbesserung des Lastfaktors theo-

retisch zu einer geringeren Kooperationsbereitschaft der EVU führt, da sich der Nutzen aus jeder

zusätzlichen Umweltentlastung verringert. In Anbetracht des im internationalen Vergleich sehr nied-

rigen japanischen Lastfaktors210 und des Trends zu einer Nachfrageverschiebung zugunsten des star-

ken Schwankungen unterworfenen privaten Segmentes211 ist jedoch anzunehmen, daß die EVU auch

langfristig ein starkes Eigeninteresse am Demand-Side-Management haben werden.

Darüber hinaus schränkt die nachfrageseitige Energiesparpolitik das Wachstum der an der Bereit-

stellung der Energiedienstleistungen beteiligten Branchen nicht ein, da sich die Ansatzpunkte der

Politik vor allem auf die Schaffung neuer Märkte konzentrieren. Da die gesetzlichen Effizienzziele in

einigen Branchen sogar von höheren freiwilligen Zielsetzungen übertroffen werden, ist davon auszu-

gehen, daß der staatliche Grenzwert das Branchenwachstum nicht beeinträchtigt.

3.3.3 Ökologische Effektivität

Die elektrizitätsbedingten CO2-Emissionen sind, prozentual an der Erzeugungsmenge gemessen, seit

Beginn der Energiesparpolitik nach der zweiten Ölkrise im Jahr 1979, wie in Abbildung 3 zu sehen,

überproportional gesunken, was vor allem auf die Senkung des Ölanteils an der Elektrizitätserzeu-

gung zurückzuführen ist. Trotz verschärfter Energiesparmaßnahmen im Zuge der Integration der

CO2- Problematik in die energiepolitische Steuerung hat sich die Senkung der CO2-Emissionen pro

erzeugter kWh verlangsamt. Die tageszeitliche Lastverteilung hat gezeigt, daß fossile Brennstoffe

wegen der hohen Spitzenlastnachfrage stärker eingesetzt werden als gemäß der Kapazitätsaufteilung

auf die einzelnen Brennstoffe nötig ist. Somit ist zu vermuten, daß der niedrige Lastfaktor der öko-

                                                       
209 Es wird angenommen, daß die hohen japanischen Elektrizitätspreise ein Hauptgrund für den Erfolg der Energie-

sparpolitik sind. Vgl.: Asano, H. (1993), S.253.
210 Vgl.: The Federation of Electric Power Companies (1997), S. 25.
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logischen Effektivität des Energiesparinstrumentariums entgegenwirkt. Allerdings setzten die In-

strumente zur Regulierung des Endgerätemarktes, vor allem die freiwilligen Maßnahmen der allge-

meinen EVU, an dieser Stelle an und sind auch nicht zuletzt gerade wegen des schlechten Lastfaktors

und der daraus folgenden Akzelerationswirkungen als effizient zu bezeichnen. Tendenziell wirken

sich also ökonomische Effizienz und ökologische Effektivität des Instrumentariums entgegen, solan-

ge hauptsächlich fossile Brennstoffe für den Betrieb von Spitzenlastkraftwerken verwendet werden.

Abb. 3: Entwicklung der elektrizitätsbedingten CO2-Emissionen von 1955-1995

Quelle: Denkijigyôrengôkai (1997b), S.29 (leicht modifiziert)

Sowohl hinsichtlich des Brennstoffmixes als auch hinsichtlich der Energieeffizienz von Endgeräten

scheint daher das Potential der ökologischen Effektivität der japanischen Energiesparpolitik noch

nicht voll ausgeschöpft.

3.3.4 Technologische Anreizwirkung

Auf den Energiedienstleistungsmärkten ist zu vermuten, daß die EVU eine entscheidende Rolle als

Katalysator für technologische Innovationen spielen, da sie einerseits über die Instrumente des DSM

zunehmend Einfluß auf das Konsumentenverhalten und somit die Nachfrage nach energieeffizienten

Geräten nehmen und gleichzeitig aktiv an der Forschung und Entwicklung energiesparender Tech-

nologien beteiligt sind. Allerdings spricht die bis zur Freigabe der Sondertarife im Jahr 1996 recht

                                                                                                                                                                                       
211 Vgl.: ebd., S. 5.
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geringe Zahl an „Lastmanagementverträgen“212 dafür, daß zumindest momentan der Einfluß der

EVU auf das Konsumentenverhalten vor allem im privaten Sektor noch begrenzt ist.

Andererseits lassen staatliche sowie freiwillige Standardverschärfungen seitens der Elektronikindu-

strie vermuten, daß die Energieeffizienz zunehmend zu einem entscheidenden Wettbewerbsparameter

wird und somit technologische Neuerungen auf dem Energiesparsegment zu einem strategischen

Erfolgsfaktor machen. Wie schon bei der Effizienzbetrachtung gesehen, ist auch (zumindest die von

den EVU ausgehende) positive technologische Anreizwirkung auf den Endgerätemarkt auf die

Lastfaktorproblematik zurückzuführen.

3.3.5 Zusammenfassung der Wirkungsweise des konsumseitigen Energiesparinstrumentari-
ums

Zusammenfassend scheint es legitim, das Instrumentarium der Energiesparpolitik auf dem Elektrizi-

tätmarkt als erfolgreich zu bezeichnen, da das Regulierungsziel mit den Eigeninteressen der allgemei-

nen EVU in weiten Teilen übereinstimmt und somit sowohl für die ökonomische Effizienz als auch

für die technologische Innovationswirkung Verstärkungseffekte vorliegen. Das kooperative Verhal-

ten der EVU und somit auch ein wichtiger Beitrag zum Erfolg der konsumseitigen Energiesparpolitik

ist allerdings auf die Besonderheiten in der Struktur des japanischen Elektrizitätsmarktes zurückzu-

führen und nicht direkt mit dem regulativen Instrumentarium in Verbindung zu bringen. Der Erfolg

des regulativen Instrumentariums scheint vor allem darin begründet, daß das ordnungsrechtliche In-

strumentarium für den Endgerätemarkt so formuliert wird, daß die Erwartung zukünftig höherer

Standards (etwa in Form einer CO2-Steuer) zu verstärkter Selbstregulierung der Industrie führt. Al-

lerdings ist die ökologische Effektivität des Instrumentariums gemessen an den absoluten Verände-

rungen des CO2-Ausstoßes, wie es eine Bewertung nach dem Konzept des sustainable development

verlangt, lediglich an sinkenden Wachstumsraten des Emissionsvolumens festzumachen.

3.4 Einsatz des erzeugungsseitigen Energiesparinstrumentariums

Im folgenden soll der Einsatz des Energiesparinstrumentariums auf der Erzeugungsseite des Elektri-

zitätsmarktes analysiert werden.

                                                       
212 Die TEPCO hatte im März 1997 619.350 Sonderverträge abgeschlossen, was bei einer Gesamtkundenzahl von

25,29 Millionen nur einen Anteil von rund 2,5% ausmacht. Eigene Berechnung nach Tôkyô denryoku (1997), S.
33. und S. 106.
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3.4.1 Instrumente der erzeugungsseitigen Energiesparpolitik

Das Energiespargesetz enthält neben den nachfrageseitigen Sparinstrumenten auch Instrumente zur

Förderung neuer Energiesysteme. Neue zentrale und dezentrale Erzeugungstechnologien werden

sowohl auf der Stufe der technologischen Entwicklung als auch auf der Diffusionsstufe mit den glei-

chen finanziellen Investitionsanreizen gefördert wie Energiesparinvestitionen auf der Nachfragesei-

te.213

Im Dezember 1994 hat die japanische Regierung den in dem ANRE erarbeiteten Plan zur Einführung

neuer Energiesysteme (Shin`enerugî dônyû taikô) verabschiedet. Dieser Plan gilt als erste grundle-

gende Richtlinie für die Regierung zur Förderung dezentraler Energiesysteme214 mit dem Ziel, das

CO2-Problem zu bekämpfen.215 Er enthält neben konkreten Mengenzielen auch Empfehlungen zur

Förderung von Energiesystemen auf der Basis erneuerbarer Energiequellen, Abfallenergie und der

innovativen Nutzung konventioneller Energiequellen.216 Der Plan stellt auf nationaler Ebene eine

Revision des Elektrizitätsgesetzes im Sinne erleichterter Marktzutrittsregulierungen als Hauptinstru-

ment heraus, welche zu einer Erhöhung des Marktanteils „sauberer“ Brennstoffe führen sollen. Der

Lösungsansatz besteht also in der Verknüpfung des traditionellen Monopols mit dezentraler und un-

abhängiger Erzeugung.217

Das neue Gesetz trat zum Januar 1996 in Kraft und ist die erste große Revision des Elektrizitätsge-

setzes seit 1964.218 Das Deregulierungspaket enthält neben den Änderungen der Preisregulierung die

aus umweltpolitischen Erwägungen geforderte Liberalisierung des Markteintritts. Der Eintritt in den

Großhandel ist nun jedem Unternehmen ohne vorherige Genehmigung erlaubt und wird sogar geför-

dert, indem das MITI den allgemeinen EVU den Bau kleiner und mittlerer Kraftwerke nicht geneh-

migt.219 Auf einer kleinräumigen Ebene, beispielsweise innerhalb eines Gebäudes oder zwischen an-

grenzenden Gebäuden dürfen unabhängige Stromerzeuger (und Eigenerzeuger) Einzelhandel betrei-

ben, sofern sie über ein eigenes Distributionsnetz verfügen. Darüber hinaus ist seitdem auch das so-

genannte „wheeling“ erlaubt, die Nutzung des Transmissions- und Distributionsnetzes, wodurch der

                                                       
213 Vgl.: Shôenerugî sentâ (1996), S. 68f. Die Japan Development Bank vergibt zinsgünstige Kredite und es werden

Steuerabschreibungen für Neuinvestitionen gewährt.
214 Zu den neuen Energiesystemen zählen Photovoltaikanlagen, Solarsysteme, Windenergieanlagen, Müllverbren-

nungsanlagen und Brennstoffzellen. Vgl.: Sangyôkôzôshingikai (1994), S. 112.
215 Vgl.: Shigen enerugîchô (1994), S. 1.
216 Die Elektrizitätserzeugung in Müllverbrennungsanlagen soll bis zum Jahr 2000 vervierfacht werden, auf 2.000

MW. Cogeneration-Systeme sollen das 1,5 fache, nämlich 14.520 MW Strom erzeugen. Photovoltaiksysteme
sollen 400.000 kW Strom erzeugen. Vgl.: Shigen enerugîchô (1994), o. S und S. 2. Die Zahlen beziehen sich auf
das Basisjahr 1992.

217 Vgl.: Hayashi, T. (1992), S. 44.
218 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 80.
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Elektrizitätsgroßhandel ohne eigene Netzinfrastruktur möglich wird.220 Zusätzlich zu einem verän-

derten nationalen Brennstoffmix erwartet das MITI durch den effizienten Einsatz dezentraler Erzeu-

gungssysteme eine Senkung des Einzelhandelspreises um 10 bis 15%.221

Dieses (De)-Regulierungsinstrumentarium aus dem Kompetenzbereich der allgemeinen Wirtschafts-

politik wird unterstützt von dem im umweltpolitischen Verantwortungsbereich liegenden finanziellen

Anreizsystem zur Markteinführung der oben genannten Energiesysteme.222

3.4.1.1 Auswirkungen auf die Struktur der dezentralen Elektrizitätserzeugung

Da die Deregulierung der Elektrizitätsmärkte nicht nur in Japan, sondern weltweit erst seit den 90er

Jahren erprobt wird,223 sind langfristige Aussagen über die Entwicklung des Brennstoffmixes in ei-

nem (teil)-liberalisierten Markt nicht zu belegen.224

Vor der Großhandelsliberalisierung haben die allgemeinen EVU 57 Milliarden kWh Überschußelek-

trizität von dezentralen Eigenerzeugern gekauft,225 was rund 4%226 der eigenerzeugten und weniger

als 1%227 der insgesamt erzeugten Leistung ausmacht. Der Anteil dezentral erzeugter Elektrizität ist

also für die über die allgemeinen EVU gesteuerte Elektrizitätsversorgung nur von geringer quantita-

tiver Bedeutung und wird gemäß den MITI-Plänen kaum an relativer Bedeutung gewinnen. Vielmehr

wird das zentrale Erzeugungssystem durch die Förderung der Kernkraft gestärkt,228 so daß die Rolle

neuer dezentraler Energiesysteme vor allem in der bisher mit fossilen Brennstoffen erzeugten Spit-

zenlastversorgung liegt, und nicht in der regelmäßigen Grundlastversorgung.229

Mit einer Erzeugungskapazität von ca. 3,76 Millionen kW im Jahr 1996 sind Cogeneration-Systeme

die am weitesten verbreiteten dezentralen Erzeugungssysteme in Japan, sowohl im industriellen als

auch im gewerblichen Sektor.230 Sie werden allerdings von den kommunalen Selbstverwaltungen mit

                                                                                                                                                                                       
219 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 83. und Isaka, S. (1997), S. 110.
220 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 83ff. Das Einzelhandels-wheeling bleibt auch nach der Gesetzesänderung verbo-

ten. Die Preise für das Großhandels-wheeling werden individuell vereinbart, müssen aber veröffentlicht werden.
221 Vgl.: Shimazaki, M. (1996), S. 85.
222 Vgl.: Kuwano, Y. (1992), S. 197. und OECD/ IEA (1997), S. 45. und o. V. (1997), S. 37.
223 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 13ff. und Altenbockum, J.v., (5.1.1998), S. 14.
224 Befürchtet werden demotivierende Effekte im Demand-side Managements und eine höhere Nutzung relativ ko-

stengünstiger, aber umweltbelastender Brennstoffe. Vgl.: Lee, H./ Darani, N. (1996), S. 10. und OECD (1997a),
S. 14. und S. 50.

225 Vgl.: Sangyôkôzôshingikai (1994), S. 320. Die Zahlen beziehen sich auf das Jahr 1994. Nicht enthalten ist der
Anteil des Eigenverbrauchs.

226 Eigene Berechnung nach Shigen enerugîchô (1996), S. 80. Es liegt die erzeugte Leistung von 1995 zugrunde,
welches sich aber in der Größenordnung nach 1994 nicht wesentlich geändert hat.

227 Eigene Berechnung nach Denkijigyôrengôkai (1997a), S. 11.
228 Vgl.: Mashita, S. (1995), S. 21
229 Vgl.: Hirata, M. (1995), S. 210.
230 Vgl.: Shigen enerugîchô (1996), S. 80. und Yamagishi, K. (1992), S. 76.
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der Stromerzeugung in Müllverbrennungsanlagen (ca 5,6 Millionen kW im Jahr 1995)231 übertroffen.

Da derzeit nur rund 7% der Anlagen über Stromerzeugungskapazitäten verfügen, ist das Potential

noch nicht ausgeschöpft.232. Wie in Abbildung 4 dargestellt, sollen Cogeneration-Systeme allerdings

den größten Anteil am Großhandel mit neuen Energiesystemen bis zum Jahr 2010 erreichen.233

                                                       
231 Vgl.: Ishikawa, Y. (1995), S. 118.
232 Vgl.: Deutsche Industrie- und Handelskammer (1994), S. 34. und S. 40.
233 Vgl.: o.V. (23.4.1997), S. 64.
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Abb. 4: Großhandelsmarktvolumen für neue Energiesysteme im Jahr 2010

Solar 7%
(60,4 Mrd Yen)

Brennstoffzelle 11%
(93,4 Mrd Yen)

Wind 1%
(13,1 Mrd Yen)

Müllverbrennung 32%
(280,3 Mrd Yen)

Cogeneration 50%
(438,9 Mrd Yen)

Gesamt:
880 Mrd
Yen

Quelle: o.V. (23.4.1997), S. 64 und eigene Darstellung

Trotz der staatlichen Förderprogramme ist die Verbreitung der privaten Eigenerzeugung, vor allem

mit Cogeneration-Systemen, im internationalen Vergleich gering. Als Hauptentwicklungshemmnisse

werden zu niedrige Großhandelspreise für die Einspeisung von Überschußelektrizität, die restriktive

Vergabe von Sonderlizenzen zum kleinräumigen Einzelhandel (tokutei kyôkyû) und strenge Sicher-

heitsvorschriften wie die Notwendigkeit eines Fachpersonals zum Betrieb selbst kleiner Anlagen ge-

nannt.234 Allerdings haben die allgemeinen EVU bereits vor der Deregulierung des Markteintritts ihr

Großhandelspreissystem zugunsten dezentraler Erzeugungungssysteme geändert und für noch nicht

marktreife Technologien (Photovoltaik und Wind) sogar auf Einzelhandelspreisniveau heraufge-

setzt.235 Der rasche Anstieg der von umweltfreundlichen Energiesystemen in das zentrale Netz einge-

speisten Überschußelektrizität nach 1992 kann als Indiz für die gestiegene Wirtschaftlichkeit dieser

Erzeugungssysteme gelten.236

3.4.1.2 Auswirkungen auf den Wärmemarkt

Mit einem Anteil von rund 30%237 an der gesamten Energienachfrage des privaten Sektors ist die

Energiedienstleistung „Wärme“ einer der größten Anwendungsmärkte im Bereich der privten Haus-

halte. Die Zahl der Anbieter von Wärmedienstleistungen (im folgenden Wärmeanbieter) (netsu

kyôkyû jigyôsha) hat seit Beginn der 90er Jahre stark zugenommen. Neben der raschen technischen

                                                       
234 Vgl.: Hirata, M. (1995), S. 209, Eko bijinesu nettowâku (1993), S. 177 und Kanô, T. (1992), S.91.
235 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 241ff. und OECD/ IEA (1997), S. 47. und Kuwano, Y. (1996), S. 14.
236 Allein die TEPCO hat ihre Zukäufe von 320 Millionen kWh im Jahr 1992 auf 570 Millionen kWh 1996 erhöht.

Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 94.
237 Vgl.: Nomura sôgô kenkyôjo (1991), S. 123.
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Entwicklung werden vor allem die staatlichen Investitionshilfen und Steuervergünstigungen sowie

die Regulierungsfreiheit des Wärmemarktes als ausschlaggebend für den Markteinstieg bzw. die Ent-

stehung eines Marktes für Abfallenergie genannt.238 Diese Rahmenbedingungen sind Teil der Förde-

rung des neuen Energiespargesetzes von 1993, welches die energetische (d.h. wegen der meist nied-

rigen Temperatur auf die Raumwärmenutzung beschränkte) Nutzung von Abwärme aus Produkti-

onsprozessen zu einem Schwerpunkt der Investitionsförderung deklariert239 und somit auch Cogene-

ration-Systeme240 umfaßt.

Wichtigste Anbieter sind neben der Gasindustrie die Elektrizitätsversorger.241 Die allgemeinen EVU

haben zusätzlich zu den umweltpolitischen Anreizen das Ziel, durch die Nutzung der Abwärme ihren

Lastfaktor zu verbessern, da sie beispielsweise durch die direkte Wärmeversorgung von Klimaanla-

gen als Substitut für Spitzenlastelektrizität eingesetzt werden kann.242 Die TEPCO hat beispielsweise

für ihre 33 Wärmesystemeinheiten im Jahr 1997 insgesamt eine Einsparung von 10.000 kW Spitzen-

lastelektrizität errechnet.243 Auf nationaler Ebene waren im Jahr 1992 in 104 Versorgungsgebieten

64 Wärmeanbieter auf dem Markt, was eine eine Steigerung um 54 erschlossene Gebiete und 34 An-

bieter seit 1989 bedeutet.244 Bereits 1992 stammte rund ein Drittel aller Anbieter aus dem öffentli-

chen Sektor.

Umweltrelevante Veränderungen auf dem Wärmemarkt ergeben sich vor allem aus dem verstärkten

Markteintritt von Cogeneration-Systembetreibern; ein Trend, der sich wahrscheinlich durch die De-

regulierung des Elektrizitätserzeugungsmarktes noch erhöhen wird, da der Einstieg in ein Fernwär-

mesystem zusätzlich zu dem Verkauf von Überschußelektrizität ein neues Geschäftsfeld bietet. Ne-

ben industriellen Betreibern sind vor allem Gasunternehmen an Cogeneration-Projekten mit Wärme-

handel beteiligt.245 Das Interesse der Gasunternehmen an der Förderung dieses Energiesystems liegt

neben dem Einstieg in die Elektrizitätserzeugung in einem saisonal ausgeglichenen und insgesamt

höheren Marktanteil auf dem Primärenergiemarkt durch die Nutzung von Erdgas für Cogeneration-

Systeme begründet.246

                                                       
238 Vgl.: Nomura sôgô kenkyôjo (1991), S. 117. und Chûgoku denryoku (1995), S. 22.
239 Vgl.: Suzuki, T. (1996), S. 191.
240 Vgl.: Hirata, M. (1995), S. 210.
241 Vgl.: Nomura sôgô kenkyôjo (1991), S. 117. und Navarro, P. (1996), S. 256.
242 Vgl.: Tôkyô Electric Power Company (1996), S. 13.
243 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 31.
244 Vgl.: Sawai, Y. (1994), S. 119. und Murota, T. (1993), S. 116.
245 Vgl.: Nomura sôgô kenkyôjo (1991), S.117.
246 Vgl.: Kakurai, Y./ Tanie, T. (1990), S. 169f. und Hayashi, T. (1992), S. 39 und S. 42. und Barudîzu kenkyûkai

(1992), S. 180ff. Alle befragten Gasversorger geben die Förderung und den Einstieg in den Cogeneration-Markt
als Teil ihrer Umweltstrategie an.
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Während die Deregulierungsmaßnahmen auf dem Elektrizitätserzeugungsmarkt zu einem erhöhten

Wettbewerb auf der Ebene des Brennstoffmixes führen und eine Stärkung der dezentralen Elektrizi-

tätserzeugung nach sich ziehen, entstehen durch ein verstärktes Anbieterwachstum auf dem Wärme-

markt tendenziell Substitutionsbeziehungen zwischen den Endenergieträgern Elektrizität, Gas und

Abfallenergie. Diese Substitutionsbeziehungen sind aufgrund der aus der Nachfragestruktur folgen-

den Lastfaktorproblematik zudem im Interesse der Energieversorgungsunternehmen.

3.4.2 Ökonomische Effizienz

Weltweit werden Deregulierungsmaßnahmen auf den Elektrizitätsmärkten mit sinkenden Skalenöko-

nomien der zentralen Monopolanbieter in Verbindung gebracht, was eine Dezentralisierung und so-

mit eine Tendenz zu kleineren Erzeugungseinheiten impliziert, welche die Effizienz des gesamten

Erzeugungssystems erhöhen können.247 Verschiedene Analysen konstatieren sinkende Skalenökono-

mien spätestens seit den 80er Jahren. Die Überkapazitäten sind zu einem nicht unerheblichen Teil in

der ständig steigenden Spitzennachfrage begründet, die flexibler mit kleiner dimensionierten Erzeu-

gungstechnologien bedient werden und Überkapazitäten verringern könnte.248 Dies läßt darauf

schließen, daß der Einsatz dezentraler Erzeugungstechnologien zur Steigerung der Kosteneffizienz

des Erzeugungssystems beitragen kann, jedenfalls solange er dazu führt, daß zusätzliche Spitzenla-

stinvestitionen in zentrale Großkraftwerke vermieden werden können.

Prinzipiell beruht die instrumentelle Umsetzung auf dem gleichen Schema wie es bereits für das kon-

sumseitige Energiesparinstrumentarium dargestellt wurde - nämlich auf der finanziellen staatlichen

Unterstützung und der Schaffung des wirtschaftlichen Interesses der Verursacher an der Verringe-

rung ihrer Umweltnutzung und der Internalisierung der Umweltkosten. Allerdings ist in diesem Fall

das Eigeninteresse eher auf der Nachfrageseite des Elektrizitätsmarktes zu finden als auf der Seite

der allgemeinen EVU. Während die allgemeinen EVU fremderzeugte Elektrizität hauptsächlich be-

ziehen, um zusätzliche Spitzenlastkraftwerke zu vermeiden, haben viele industrielle Nachfrager we-

gen des niedrigen Öl- und damit zusammenhängend auch niedrigen Gaspreises einen Kostenvorteil,

wenn sie durch Eigenerzeugung die relativ hoch bepreiste Elektrizität der allgemeinen EVU nicht

abnehmen müssen.249 Mit dem Einsatz des staatlichen Subventions- und Deregulierungsinstrumenta-

riums werden neben den auf dem (variablen) Ölpreis beruhenden Kostenvorteilen dauerhafte Anreize

zum Einsatz dezentraler Erzeugungstechnologien geschaffen und auf den gewerblichen und privaten

                                                       
247 Vgl.: Devine, M. D. et al. (1987), S. 26. Für die USA werden seit den 70er Jahren sinkende Skalenökonomien

und eine Tendenz zur Dezentralisierung festgestellt.
248 Vgl.: Myoi, H. (1996), S. 702f. und Kibune, H. (1995), S. 128.
249 Vgl.: Kibune, H. (1995), S. 131.
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Sektor ausgedehnt, indem durch den Elektrizitäts- und Wärmehandel neue Geschäftsfelder250 geför-

dert werden. Es sind aber keine „Grenzwerte“, d.h. Mengenvorgaben für mit neuen Energiesystemen

produzierte Elektrizität, also Substitutionsziele zwischen Energie und Kapital, festgeschrieben. Viel-

mehr wird das staatliche Anreizsystem durch Selbstverpflichtungen der EVU unterstützt.251 Somit ist

dem Instrumentarium große Flexibilität zuzuschreiben, welche darauf schließen läßt, daß die Ent-

scheidung zum Einstieg in die dezentrale Elektrizitätserzeugung auf der Grundlage von Wirtschaft-

lichkeitsüberlegungen getroffen wird und im übertragenen Sinne kostengünstige „Vermeider“ also

relativ mehr vermeiden als teurere. Allerdings ist die Lenkungswirkung für die Höhe der (Vermei-

dungs)- Aktivitäten eingeschränkt.

Die steigende Tendenz dezentraler Elektrizitätserzeugung und vor allem auch das Wachstum des

Fern- bzw. Nahwärmemarktes implizieren, daß mit Hilfe des Subventionsinstrumentariums ein neuer

Markt für die Substitution von Energie und Kapital, also für die CO2-Vermeidung, entstanden ist.

Dieser hätte allerdings mit einem geschätzten Marktanteil von ca. 2% an den nationalen Erzeugungs-

kapazitäten im Jahr 2010, also auch bereits nach längerem Einsatz des Förderinstrumentariums, nur

einen geringen Einfluß auf die Struktur und somit die Gesamteffizienz des nationalen Elektrizitäts-

versorgungssystems. Das Vermeidungspotential durch den Einsatz dieser Technologien wird viel

höher eingeschätzt: Bereits 1992 errechnete das MITI, daß allein die Stromerzeugung aus Müll eine

Kapazität von rund 10 Millionen kW besitzt und somit theoretisch die gleiche Stellung innerhalb des

Erzeugungssystems einehmen könnte wie die Stromerzeugung aus Wasserkraft.252 Allerdings ist an-

zunehmen, daß signifikante Preissenkungen als Ergebnis der Produktionseffizienzsteigerung der all-

gemeinen EVU einen negativen Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit der Eigenerzeugung von Elektri-

zität haben. Insofern stehen signifikante Preissenkungen möglicherweise in Trade-off-Beziehungen

zu der Energiesparpolitik.253

3.4.3 Ökologische Effektivität

Die Instrumente zur Brennstoffwahl werden sowohl auf die zentralen als auch auf die dezentralen

Elektrizitätserzeuger angewandt. Dies gilt vor allem für die Subventionsinstrumente zum Umstieg

                                                       
250 Einige optimistische Beobachter sprechen von einem „Electricity Big bang“ mit großen Marktchancen für de-

zentrale Anbieter. Vgl.: Higurashi, R. (16.8.1997), S. 116.
251 Zu den Selbstverpflichtungsmaßnahmen ist beispielsweise die Festlegung der Einspeisevergütung für dezentrale

Erzeugungssysteme zu zählen, welche allerdings auch kein Mengenziel enthält.
252 Vgl.: Ishikawa, Y. (1995), S. 282. Die Annahmen beruhen auf kumulierten Werten für die Haushaltsmüllver-

brennung und die Verbrennung von Industriemüll.
253 Im Januar 1996 haben die allgemeinen EVU ihre Einzelhandelspreise um durchschnittlich 4,2% gesenkt.

Vgl.: Hashimoto, N. (1996), S. 35.
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von Öl auf beispielsweise Erdgas.254 Auf die Wahl des Brennstoffmixes wirken die Instrumente

hauptsächlich als Anreize nach dem Gemeinlastprinzip, während der bereits in Abschnitt 4.2 er-

wähnte Aktionsplan der allgemeinen EVU die Funktion eines (selbst auferlegten) flexiblen255 CO2-

Grenzwertes übernimmt, welcher aber wegen der teilweisen staatlichen Kostenkompensation nicht

uneingeschränkt dem Verursacherprinzip entspricht. Auch ist die Wirkung als absoluter Grenzwert

aufgrund mangelnder rechtlicher Bindung und den dazugehörigen Sanktionsmechanismen zu be-

zweifeln - vielmehr ist seine richtungsweisende Wirkung auf die Implementation des Umweltziels in

die betriebliche Zielfunktion zu betonen.

Unter dem Gesichtspunkt des Brennstoffmixes sind die bei industriellen und gewerblichen Anbietern

am meisten verbreiteten Cogeneration-Systeme, die auf dem energieeffizienten Einsatz fossiler

Brennstoffe beruhen, wegen des hohen Kohlenstoffgehaltes tendenziell mit den größten Restemissio-

nen im Vergleich zu den anderen dezentralen Alternativen verbunden. Die Entwicklung des Cogene-

ration-Business hat gezeigt, daß zunehmend erdgasbetriebene Systeme auch im Vergleich zu diesel-

betriebenen Generatoren an Bedeutung gewinnen. Dies liegt neben dem Einstieg der Gasindustrie in

die Elektrizitätserzeugung 256 an den sehr strengen Luftreinhaltungsstandards für den Schwefeldi-

oxid-, Partikel- und Stickstoffausstoß.257 Auch in der dezentralen Erzeugungsindustrie verstärkt also

die auf die Luftreinhaltung bezogene Umweltregulierung das Eigeninteresse der Umweltnutzer an

einem umweltschonenden Brennstoffmix, nämlich indem durch die Förderung von Cogeneration-

Systemen im Rahmen der CO2- Politik neue Geschäftsfelder für die Gasindustrie eröffnet werden und

die Luftreinhaltungsregulierung den Markteinstieg für konkurrierende, mit höherer Umweltbelastung

verbundene Brennstoffe, durch Auflagen für die Installation von Filteranlagen verteuert.

Die Umweltwirkungen der weit verbreiteten dezentralen Stromerzeugung aus Müll sind wesentlich

durch die Zusammensetzung des als Brennstoff genutzten Mülls bestimmt, welche sowohl die Emis-

sionen luftverunreinigender Schadstoffe beeinflußt als auch den energetischen Wirkungsgrad (also

das Energiesparpotential) der Verbrennungstechnologie verändert.258 Das Entsorgungssystem unter

der Aufsicht des Gesundheitsministeriums (kôseishô) ist also nach Verursachergruppen organisiert

und nicht nach den verschiedenen Müllkategorien.259 Dies impliziert ein Entsorgungssystem, das

                                                       
254 Vgl.: Matsukawa, I. et al. (1993), S. 39.
255 Das CO2-Ziel ist auf die gesamte Branche bezogen und ist insofern gegenüber einzelanlagenbezogenen Grenz-

werten als flexibel zu betrachten.
256 Vgl.: Hayashi, T. (1992), S. 41f.
257 Vgl.: Yamagishi, K. (1992), S. 77. Vor allem Diesel verliert auf diese Weise in städtischen Gebieten an Wettbe-

werbsfähigkeit.
258 Vgl.: Kôseishô (1994), S. 84f.
259 Vgl.: Lorenz, S. (1997), S. 2f. und Fujii, I. (1993), S. 25f.
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nicht in erster Linie auf die energetische Nutzung des Abfallaufkommens, sondern auf die reine Ent-

sorgung ausgerichtet ist.260 Im Jahr 1995 wurde ein Recycling-Gesetz verabschiedet, welches die

Wiederverwertung von Plastikverpackungen ab 1997 vorsieht.261 Somit sinkt der energetische Wert

des Mülls für die Stromerzeugung. An dieser Stelle wirken sich also einerseits die CO2-Politik, wel-

che die Stromerzeugung aus Müll fördert, und andererseits die Entsorgungspolitik, welche auch die

Wiederverwertung des Mülls ohne Verbrennung zum Politikziel gemacht haben, tendenziell entge-

gen.

Über die brennstoffbedingten Einschränkungen hinaus ist das Energiesparpotential der dezentralen

Technologien dadurch eingeschränkt, daß nicht alle Einspeisungen von Überschußelektrizität (was

im Gegensatz zu langfristigen Lieferverträgen unabhängiger Ele ktrizitätserzeuger die Hauptver-

tragsform der Eigenerzeuger mit den EVU ist) zu einer verminderten Inanspruchnahme von Spit-

zenlastkraftwerken der allgemeinen EVU führen, da vor allem Photovoltaik- und Windenergiesyste-

me ihren Output nicht zeitlich regulieren können.262 Über die tatsächlichen Kapazitätseinsparungen

durch den Einsatz dezentraler Erzeugungssysteme liegen keine Erhebungen vor, es ist jedoch ange-

sichts der geringen quantitativen Bedeutung der Stromeinspeisung dezentraler Erzeuger davon aus-

zugehen, daß die eingesparten Kapazitäten derzeit recht gering sind.263

3.4.4 Technologische Anreizwirkung

Die zahlenmäßig größten F&E (Forschungs- und Entwicklungs-) Ausgaben im Bereich neuer Ener-

giesysteme, welche im folgenden als Operationalisierung der technologischen Anreizfunktion ange-

nommen werden, haben die allgemeinen EVU sowie die von der Regierung direkt initiierten For-

schungsprogramme zu verzeichnen. Der hohe Anteil staatlicher Forschungsunterstützung ist also ein

weiteres Instrument der Förderung neuer Energiesysteme, welches Forschungsrisiken senken und die

Forschungsrichtung lenken soll. Den zweiten großen Anteil an der nationalen F&E beziehen die all-

gemeinen EVU auf sich. Die gesamten Forschungsausgaben liegen seit 1993 relativ konstant bei rund

20 Milliarden Yen, wovon rund 90% zur Entwicklung neuer bzw. zur Verbesserung bereits ange-

wendeter Technologien wie der Kernkraft ausgegeben werden. Mit der Deregulierung des

Markteintritts in den Elektrizitätserzeugungsmarkt, also der (ansatzweisen) Einführung der Kosten-

konkurrenz, und den staatlich bestimmten Effizienzzielen für die allgemeinen EVU wird erwartet,

daß die EVU künftig vermehrt F&E-Projekte nach deren Investitionsrentabilität auswählen, so daß

                                                       
260 Vgl.: Fujii, I. (1993), S. 5.
261 Vgl.: o. V. (1996), S. 63.
262 Vgl.: Tôkyô denryoku (1997), S. 22.
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eventuell der Anteil der Grundlagenforschung (in Richtung einer Backstop-Technologie) zugunsten

anwendungsnaher Forschungsaktivitäten sinken würde.264

3.4.5 Zusammenfassung der Wirkungsweise des erzeugungsseitigen Energiesparinstrumenta-
riums

Das Instrumentarium zur Förderung neuer Energiesysteme beruht prinzipiell auf zwei Elementen.

Erstens beruht es auf der Schaffung finanzieller Anreize zur Investitionsförderung in neue Energiesy-

steme. Das zweite Element besteht in der Verstärkung des Eigeninteresses der dezentralen Anbieter

an dem Einsatz der energiesparenden Technologien durch die Schaffung eines neuen Marktsegmen-

tes auf dem Elektrizitätserzeugungsmarkt, was durch die Deregulierung des Markteintritts erfolgte.

Der gleichzeitige Einsatz der Marktöffnung und der Marktlenkung durch Subventionen für neue Er-

zeugungssysteme hat zusammen mit der strukturellen Besonderheit des hohen Elektrizitätspreises

zwar prinzipiell zu einem Markterfolg, beispielsweise der Cogeneration- Technologie, geführt, doch

ist das Potential noch nicht ausgeschöpft.

Andererseits berücksichtigt dieser Politikansatz einige Faktoren für die Erreichung der ökologischen

Effektivität nicht, wie die Trade-off-Tendenzen zwischen der Eigenerzeugung und dem Instrumenta-

rium der Entsorgungspolitik zeigen, welche auf eine fehlende Koordination zwischen den beiden

Umweltpolitikbereichen schließen lassen.

3.5 Zusammenfassung: Umweltrelevantes Ergbnis der CO2-Politik auf dem Elektrizitätsmarkt

Sowohl die angebotsseitige als auch die nachfrageseitige Energiesparpolitik basieren auf einem Poli-

tikansatz, der im wesentlichen auf der staatlichen Setzung von (meist finanziellen) Anreizen beruht,

um die Senkung des Energieverbrauchs zu einem Eigeninteresse der Verursacher zu machen. Die

staatlichen Anreizinstrumente auf beiden Teilmärkten des Elektrizitätsmarktes basieren allerdings

nicht direkt auf dem Ziel einer Verhaltensänderung im Sinne des Verzichts auf Nutzenergie. Auf bei-

den Teilmärkten hat der Einsatz des staatlichen Instrumentariums zu einer Steigerung der Ener-

gieeffizienz durch leistungsfähigere Technologien und somit zu einer Umweltverbesserung geführt.

Auf dem Elektrizitätserzeugungsmarkt liegt heute die durchschnittliche Nettoenergieeffizienz bei

37,2%, was im Vergleich der G-7 Staaten der zweithöchste Wert (nach Italien) ist.265

                                                                                                                                                                                       
263 Vgl. auch Abschnitt 4.3.2.1.
264 Vgl.: OECD/ IEA (1994b), S. 79f. Sollte dies eintreten, werden Regierungsprogramme und Forschungsanstren-

gungen der Elektrizitätswirtschaft vor- und nachgelagerter Industriezweige an Bedeutung gewinnen.
265 Vgl.: Denkijigyôrengôkai (1996b), S. 12. Die Nettoenergieeffizienz berücksichtigt auch Transmissionsverluste.
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Dieser Erfolg des japanischen Energiesparinstrumentariums auf dem Elektrizitätsmarkt ist aber auch

ein Ergebnis der besonderen Marktbedingungen des japanischen Elektrizitätsmarktes - also zumin-

dest teilweise ein Ergebnis des im internationalen Vergleich geringen Lastfaktors und des nicht nur

aufgrund von umweltpolitischen Maßnahmen hohen Einzelhandelspreises266. Während der niedrige

Lastfaktor vor allem das Instrumentarium auf der Konsumseite unterstützt, indem er zusätzliche An-

reize für die allgemeinen EVU zu kooperativem Verhalten mit der MITI-Politik gibt, unterstützt der

hohe Einzelhandelspreis auf dem Erzeugungsmarkt die Wirtschaftlichkeit dezentraler Erzeugungs-

technologien. Somit übernehmen die allgemeinen EVU mittels des Demand-Side-Managements teil-

weise die Regulierungsfunktion in Richtung einer Verhaltensänderung der Nachfrage.267

Sowohl die erzeugungsseitige als auch die konsumseitige Strategie setzen zunächst an der Senkung

der Spitzenlastausschläge an. Allerdings ist zu vermuten, daß eine sinkende Spitzennachfrage und

somit ein besserer Lastfaktor die Einspeisung dezentraler Elektrizität weniger attraktiv für die (dar-

über hinaus unter zunehmendem Wettbewerbsdruck stehenden) allgemeinen EVU macht. Insofern

ergänzen sich zwar beide Teilstrategien, doch kann mit der Verbesserung des Lastfaktors die Förde-

rung neuer Energiesysteme zunehmend auf den Widerstand der allgemeinen EVU stoßen bzw. nicht

mehr mit dem grundsätzlich zentral organisierten Erzeugungssystem kompatibel sein.

Allerdings haben beide Teilstrategien der japanischen CO2-Politik auf dem Elektrizitätsmarkt nicht zu

einer wesentlichen energiebedingten Gesamtemissionssenkung geführt, so daß zwar tendenziell eine

effiziente Internalisierung unterstellt werden kann, andererseits spricht die Höhe der noch nicht inter-

nalisierten Restemissionen gegen eine hohe absolute Effektivität des eingesetzten Instrumentariums.

                                                       
266 Vgl.: Navarro, P. (1989), S. 213ff.
267 Die EVU unterstützen auch die staatlichen Informationsinstrumente, beispielsweise durch Fernsehwerbespots mit

dem Aufruf zum Energiesparen. Vgl.: Asano, H. (1993), S. 255.
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4 Ergebnis und Ausblick

Der instrumentelle Ansatz der japanischen Umweltpolitik auf dem Elektrizitätsmarkt hat sowohl auf

der Konsumseite die Vorwärtsintegration der allgemeinen EVU in Richtung eines Energiedienstlei-

stungsangebotes unterstützt als auch auf der Erzeugungsseite zu einer Dezentralisierungstendenz

geführt. Die eingesetzten Instrumente können anhand des in Kapitel 2 hergeleiteten Bewertungsmaß-

stabs als ökonomisch effizient bezeichnet werden.

Die Analyse dieser Marktentwicklungen hat gezeigt, daß das Emissionssenkungspotential aller drei

Marktentwicklungen gegenwärtig noch nicht ausgeschöpft ist. Möglicherweise wäre eine CO2-Steuer

in der Lage, die bisher erzielten Marktveränderungen zu unterstützen und zumindest einen Teil der

aufgezeigten gegenläufigen Entwicklungen durch Änderungen des relativen Preisgefüges zu relativie-

ren. Darüber hinaus könnte die Setzung eines absoluten CO2-Grenzwertes, wie er bereits auf dem

UNO-Klimagipfel beschlossen, aber noch nicht ratifiziert wurde, zu einer Intensivierung des bislang

eingesetzten Instrumentariums und der Ergänzung beispielsweise um eine CO2-Steuer führen. Eben-

so wäre eine weitere Deregulierung des Elektrizitätsmarktes denkbar, beispielsweise in Form einer

Lockerung der Durchleitungsbestimmungen für den Elektrizitätseinzelhandel, was die Marktein-

stiegsanreize für dezentrale Erzeuger und somit das Wachstumspotential dezentraler Elektrizitätser-

zeugung erhöhen würde, da die Einzelhandelspreise über den Einspeisevergütungen für die meisten

dezentralen Erzeugungstechnologien liegen.

Angesichts der zunehmenden Bedeutung der CO2-Reduktionspolitik ist auch zukünftig mit einer

Fortsetzung der dargestellten Marktentwicklungen zu rechnen. Die energiesparende Elektrizitätser-

zeugung wird zunehmend zu einem Wachstumsmotor der Umweltschutzindustrie, und die Elektrizi-

tätsversorgung könnte sich zu einer echten Dienstleistung im Sinne einer (gesamt)kostenminimalen

Energieversorgung entwickeln und die umweltrelevante Steuerung der Nachfrage übernehmen.

Weitere Marktbeobachtungen werden allerdings zu untersuchen haben, inwieweit das umweltpoliti-

sche Instrumentarium Japans langfristig in der Lage sein wird, die gegenläufigen Marktentwicklun-

gen zu verhindern und zu einer „Energierevolution“ beizutragen.
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